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In den vergangenen Wochen lief
es nicht gut für das Islamische
Zentrum München (IZM). Die

Stimmung unter den Führern der
Muslime im Münchner Norden ist
gedrückt, nachdem die bayerische
Regierung ihre Deutsch-Islamische
Schule schließen ließ. Nach Er-
kenntnissen des Verfassungsschut-
zes steht hinter der Schule weiter-
hin die radikale Islamische
Gemeinschaft in Deutschland
(IGD), obwohl offiziell seit zwei
Jahren ein Deutsch-Islamisches
Bildungswerk als Träger auftrat.
Mit einem juristischen Eilantrag
gegen die Schließung scheiterten
die Betreiber der Schule.

Das islamistische Kapitel der
Gruppe der Münchner Muslime
begann Ende der 50er Jahre, als
der Ägypter Said Ramadan die
Vorherrschaft unter den süddeut-
schen Muslimen an sich riß. Rama-
dans Schwiegervater war Hassan
al-Banna, der Gründer der Mus-
limbruderschaft. Ziel der 1928 in
Kairo gegründete Geheimorganisa-
tion war von Anfang an, nicht nur
Ägypten von westlichen Einflüssen

zu säubern und nach einem Abzug
der Briten zu reislamisieren, son-
dern weltweit ein „Kalifat“, ein is-
lamisches Regime, aufzubauen.
Bannas politische Aktivitäten en-
deten mit seiner Ermordung 1949,
fünf Jahre später versuchte der
neue sozialistische Regierungschef
Gamal Abd el Nasser, die Organi-
sation zu zerschlagen.

Die meisten Mitglieder der Mus-
limbruderschaft flohen ins Aus-
land. Ramadan, mit einem jordani-
schen Diplomatenausweis ausge-
stattet, landete in Genf, war dort
bei der Uno akkreditiert. Von der
Schweiz aus stieg er zur zentralen
Figur des fundamentalistischen Is-
lam in Europa auf. Noch heute füh-
ren seine Söhne sein Werk fort:
Hani Ramadan leitet das von sei-
nem Vater gegründete Islamische
Zentrum in Genf, Tariq Ramadan
gilt heute als „Star“ des intellek-
tuellen Islamismus in Europa, zu
dessen Veranstaltungen junge fana-
tische Muslime zu Tausenden strö-
men. Auch der alte Ramadan muß
eine charismatische Figur gewesen
sein.

In München gelang es ihm, sich
mit Hilfe einer Gruppe islamischer
Studenten an die Spitze der Musli-
me zu setzen. 1960 begann man, den
Bau einer Moschee zu planen. Sein
Vorgänger Namangani schrieb einen
warnenden Brief an die bayerische
Regierung, doch damals wie heute
zeigten sich die Behörden für die is-
lamistischen Bestrebungen blind.
Als 1967 der Grundstein für die heu-
tige Moschee gelegt wurde, war Ra-
madan unangefochtener Führer des
Unternehmens. Als Träger trat ein
Verein auf, aus dem später die Isla-
mische Gemeinschaft in Deutsch-
land (IGD) hervorging.

Einer von Ramadans engsten Mit-
arbeitern war der syrischstämmige
Bankier Ghaleb Himmat. Vom Luga-
ner See aus lenkte er die Geschäfte
eines auf den Bahamas eingetrage-
nen Geldinstituts Al Taqwa. Kurz vor
Vollendung der Moschee im August
1973 löste er Ramadan als Leiter des
Projekts ab, leitete anschließend fast
30 Jahre die IGD. Der amerikanische
Journalist Ian Johnson schreibt im
„Wall Street Journal“, die Moschee in
München-Freimann sei in dieser

Zeit „de facto zur Botschaft der Mus-
limbruderschaft in Europa“ gewor-
den. Jahrelang schien sich niemand
dafür zu interessieren, was dort ge-
predigt wurde und was sich aus dem
Umfeld heraus entwickelte.

Im Anschluß an den ersten Bom-
benanschlag auf das World Trade
Center 1993 stellte sich heraus, daß
einer der Hauptdrahtzieher, Mah-
moud Abouhalima, häufiger Gast
der Moschee in München-Freimann
gewesen war. Abouhalima wurde zu
lebenslanger Haft verurteilt und die
deutschen Sicherheitsbehörden be-
gannen, die Moschee zu observie-
ren. Nach kurzer Zeit stellten sie die
Überwachung wieder ein. Erst mit
dem 11. September 2001 verschärfte
sich die Terrorbekämpfung. Auch
Himmats Bank, an der noch andere
Muslimbrüder wie Yusuf Nada be-
teiligt sind, kam in das Blickfeld der
Sicherheitsbehörden. Sämtliche US-
Konten Himmats wurden eingefro-
ren.

Fragt man beim Münchner Islami-
schen Zentrum nach diesen brisan-
ten Hintergründen, so erhält man

von Ahmad von Denffer, dem Leiter
des IZM, eine abwiegelnde Antwort.
„Dieses Zentrum hat sich von einem
Zentrum, das für Deutschland und
auch international wichtig war, zu
einer lokalen Institution entwickelt.“
Die Durchsuchung des IZM durch
Polizeikräfte im April des Jahres
nennt er einen „Skandal“. Statt von
Ramadan und Himmat und den radi-
kalen Muslimbrüdern spricht Denf-
fer lieber über die Schule und den
Kindergarten.

Daß die hinter Bäumen abge-
schirmte Moschee in München-Frei-
mann aber etwas Besonderes sein
muß, beweist die Personalie Mo-
hammed Mahdi Akef. Er, der unter
Nasser Jahrzehnte im Gefängnis saß
und dann von 1984 bis 1987 das
IZM leitete, hat im Januar dieses Jah-
res den Sprung an die Spitze der
Muslimbruderschaft geschafft. Er ist
damit die weltweite Nummer Eins
des intellektuellen Islamismus.

www.preussische-allgemeine.de

Benutzername/User-ID: paz
Kennwort/PIN: 6844

Islamisches Zentrum im Zwielicht
Münchens älteste Moschee wird von ihrer Vergangenheit eingeholt / Von Felix MENZEL

Es war alles in allem eine muti-
ge Geste. Im November 1965,
zum Ende des Zweiten Vatika-

nischen Konzils in Rom, streckten
die polnischen Bischöfe ihren deut-
schen Amtsbrüdern die Hände ent-
gegen: „Wir gewähren Vergebung
und bitten um Vergebung.“ Mitten
im Kalten Krieg. Kontakte mit den
„westdeutschen Revanchisten und
ihren Handlangern“ fielen unter das
Verdikt Kollaboration mit dem
Feind. Für den Brief mußte das pol-
nische Episkopat einen hohen Preis
bezahlen: Warschau zieh es des Ver-
rats an nationalen Interessen. Vor-
übergehend ging es auf Distanz zu
seiner Vergebungsbitte. 

Mit der Initiative zum Dialog hat-
te Primas Kardinal Stefan Wyszyns-
ki natürlich auch ein politisches Ziel
verfolgt, in dem er sich ungeachtet
aller ideologischen Gegensätze mit
dem KP-Regime einig war: die An-
erkennung der Oder-Neiße-Linie
durch die deutschen Bischöfe. Aber
dieses Kalkül ging nicht auf – ob-
wohl die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD) mit ihrer am
1. Oktober veröffentlichten Ost-
denkschrift schon in diese Richtung
vorgearbeitet hatte. Im Gegenteil,
die Bischöfe erwähnten in ihrer
Antwort ausdrücklich das Schicksal
der deutschen Vertriebenen und be-
kannten sich zum Recht auf Heimat.
Anders hatte sich der für seine na-
tionalistischen Töne bekannte Wys-
zynski am 31. August 1965 in Bres-
lau über die „wiedergewonnenen
polnischen Westgebiete“ geäußert:
„Das ist polnische Seele. Daher wa-
ren die niemals und sind kein deut-
sches Erbgut.“ Der Weg zur „Versöh-
nung“, das war bald klar, würde
steinig werden – trotz aller freund-
lichen Gesten.

40 Jahre später ist der Kommu-
nismus in Polen Vergangenheit. Bür-
gerliche Parteien haben die Parla-
mentswahl gewonnen. Die Bischöfe
beider Seiten haben ihren „histori-
schen“ Briefwechsel aktualisiert, in
feierlichen Zeremonien in Fulda und
Breslau. Und wieder wird ein politi-
scher Preis gefordert. Um die „Aus-
gewogenheit“ des Textes mußte ge-
rungen, geradezu gefeilscht werden.
Noch immer tut sich Polen, tut sich
auch das polnische Episkopat im
Umgang mit der „vollen Wahrheit“
schwer. Der Kernsatz der neuen ge-
meinsamen Erklärung lautet: Man
muß dem „Ungeist des Aufrechnens“
entschlossen entgegentreten, „man-
che Menschen in Politik und Gesell-
schaft“ wollten die alten Wunden
aufreißen und sie für persönliche
und politische Zwecke mißbrauchen.
Was damit gemeint ist, wurde  wäh-
rend der Herbstvollversammlung der
Deutschen Bischofskonferenz über-
deutlich. Die polnische Seite hat ihre
deutschen Partner in eine Offensive

gegen das in Berlin geplante „Zen-
trum gegen Vertreibungen“ regel-
recht hineingetrieben. Kardinal Karl
Lehmann versuchte zwischen der
privaten Stiftung „Zentrum gegen
Vertreibungen“, dem Bund der Ver-
triebenen (BdV) unter Erika Stein-
bach und der Preußischen Treuhand,
von der sich die BdV-Spitze längst
distanziert hat, doch noch eine
irgendwie geartete Verflechtung zu
konstruieren. Die polnische Propa-
ganda, die mit der These, hier woll-
ten sich Täter als Opfer stilisieren,
gegen das Steinbach-Projekt zu Felde
zieht, kann sich freuen: Ihre Saat ist
ausgerechnet bei einem der bekann-
testen Deutschen auf fruchtbaren
Boden gefallen. 

Bundespräsident Horst Köhler
hat hingegen bei seinem jüngsten
Polen-Besuch die Initiatoren des
„Zentrums gegen Vertreibungen“ in
Schutz genommen und seinen Ge-
sprächspartnern versichert, keine
ernsthafte politische oder gesell-

schaftliche Kraft in Deutschland
denke an eine Umdeutung der Ge-
schichte. Ähnlich äußerte sich Hel-
mut Kohl, ein großer Freund der Po-
len. Und die CDU/CSU hatte, trotz
heftigen Gegenwinds von jenseits
der Oder, die Unterstützung eines
„Zentrums gegen Vertreibungen“ in
ihr Wahlprogramm geschrieben. Bei
dieser Lage der Dinge wirkt es
peinlich, daß just die katholische
Kirche, die in der Vergangenheit
tapfer zu den deutschen Heimatver-
triebenen stand, vor polnischen
Forderungen einknickt. Soll „Ver-
söhnung“, ein ursprünglich theolo-
gischer, inzwischen aber von der
Politik adaptierter Begriff, benutzt
werden, um im Sinne der politi-
schen Korrektheit die Thematik ei-
nes „Zentrums gegen Vertreibun-
gen“ zu bestimmen? Kardinal
Lehmann fordert, daß Polen bezie-
hungsweise das polnische Episko-
pat ein Mitspracherecht bekommt
und daß das Vorhaben eine „euro-
päische Dimension“ erhält. Erika

Steinbach bemüht sich seit fünf Jah-
ren um konstruktive Gespräche
darüber; die europäische Dimen-
sion des Zentrums ist von Anfang
an berücksichtigt. Aus Polen kam
stets ein Nein. Ob Lehmanns Ein-
lassungen den Dialog befördern?
Man möchte es wünschen. Aber
eher ist zu befürchten, daß das offi-
zielle Warschau jetzt das große An-
sehen des deutschen Kirchenman-
nes für seine geschichtspolitischen
Absichten instrumentalisiert. Im
Übrigen ist die „volle Wahrheit“ ei-
ne schöne Metapher für feierliche
Erklärungen. Die Wirklichkeit sieht
freilich anders aus. In der „Süd-
deutschen Zeitung“ erinnerte Tho-
mas Urban zu Recht an ein heißes
Eisen, das keiner der Bischöfe an-
packen möchte: der Fall des damali-
gen polnischen Primas August
Hlond. Der Kardinal hatte bekannt-
lich nicht nur zur Vertreibung der
Deutschen geschwiegen. Er soll
auch seine deutschen Amtsbrüder,
die in den Oder-Neiße-Gebieten
ausgeharrt hatten, gegen den Willen
des Papstes zum Rücktritt gedrängt
haben – auch ein Akt der ethni-
schen „Säuberung“. Polnische Bi-
schöfe betreiben seit anderthalb
Jahrzehnten Hlonds Seligspre-
chung. Dazu sagt die neue gemein-
same Erklärung nichts aus. Diplo-
matische Rücksichtnahme?

Man fühlt sich an Erika Stein-
bachs verstorbenen Mitstreiter Peter
Glotz (SPD) erinnert. Glotz schreibt
in seinem posthum erschienenen
Buch „Von Heimat zu Heimat“: „Je-
des Volk ist eine vertrackte Mi-
schung aus Tätern, Mittätern, Mit-
läufern und Opfern … Es wird kein
politisches Europa geben, solange
man einige europäische Völker wie
sanfte Irre behandelt, mit denen of-
fen zu diskutieren der Therapie
widerspricht.“

Frauen und Kinder bildeten das Gros der ostdeutschen Vertreibungsopfer Foto: Archiv

Auf Kosten der Wahrheit
Vertreibung: Polnische und deutsche Bischöfe aktualisieren Briefwechsel
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An diesem Montag, dem 3. Ok-
tober, beginnt die Europäische
Union (EU) mit der Türkei über
deren Beitritt zur Union zu ver-
handeln. Die Frage der Anerken-
nung Zyperns durch die Türkei,
sowie der Ausgang der Wahlen in
Deutschland hatten die plangemä-
ße Aufnahme der offiziellen Bei-
trittsgespräche bis zuletzt in Frage
gestellt. Nun ist der Weg frei. An-
kara verhehlt die türkische Freude
über das gute Abschneiden der
SPD und das schlechte der CDU in
den deutschen Wahlen nicht. Von
einem „famosen Wahlkampf“
Schröders sprach der türkische
Ministerpräsident Erdogan, hinge-
gen mache ihn die „Haltung der
CDU traurig“. 600000 türkisch-
stämmige Wähler sowie promi-
nente türkische Wahlhilfe ent-
schieden mit. Auch die Haltung
der EU kommt der Türkei entge-
gen. So fordert Brüssel von der
Türkei nur noch, Zypern irgend-
wann in den nächsten 10 bis 15
Jahren völkerrechtlich anzuerken-
nen. Solange soll der Verhand-
lungsprozeß mit der Türkei dau-
ern. Das Ergebnis sei, so beteuert
die EU, offen. 

Von Hans-Ulrich WEHLER

Fällt das Votum positiv aus,
könnten die Entscheidungs-
gremien der Union zustim-

men, so daß jener langwierige Pro-
zeß begänne, an dessen Ende
vermutlich die Aufnahme der Tür-
kei in die europäische Staaten-
union stünde. Die Regierungen
wichtiger Mitgliedsstaaten haben
sich bereits im Vorfeld der eigent-
lichen Entscheidungen positiv ge-
äußert. 

Was aber gebietet eine Bestands-
aufnahme der Interessenlage der
EU, auch und gerade der Bundes-
republik? Denn es steht großen
Staaten nicht an – um Bismarcks
berühmtes Diktum zu wiederholen
–, anders als nach Maßgabe ihrer
Interessen zu handeln. Die These
lautet: Kommt es zur Aufnahme
der Türkei, würden damit vitale
europäische und deutsche Interes-
sen verraten, das große Projekt der
politischen Einigung Europas wür-
de zerstört.

Zunächst sollen aus Gründen
der Fairneß einige Perspektiven er-
örtert werden, die eine protürki-
sche Position begründen, deshalb
aber auch erste Einwände hervor-
rufen:

Unstreitig liegt es im europäi-
schen und deutschen (überhaupt
im westlichen) Interesse, daß das
Experiment der Demokratiebe-
gründung und -verankerung end-
lich einmal auch in einem islami-
schen Land gelingt. Die offene
Frage ist jedoch, ob diese Entwick-
lung zu einer auf Dauer stabilen
demokratischen
Republik inner-
halb der EU ge-
fördert werden
muß oder ob sie
nicht ebenso gut
von außen unter-
stützt werden
kann.

Der viel beschworene geostrate-
gische Wert der Türkei gebiete,
heißt es insbesondere in Washing-
ton und in der Nato, der Türkei die
Vollmitgliedschaft in der EU ein-
zuräumen, um ihr beachtliches mi-
litärisches Potential einzubinden
und bei künftigen Konflikten im
Nahen Osten einsetzen zu können.
Allerdings hat die Regierung Erdo-
gan mit ihrer Opposition gegen die
Teilnahme am zweiten Irakkrieg
unmißverständlich demonstriert,
daß sie gegen muslimische Nach-
barn nicht zum zweiten Mal Krieg

führen will – und aus innerpartei-
licher Rücksichtnahme auf den
Zusammenhalt und den islamisti-
schen Charakter der „Gerechtig-
keitspartei“ (AKP) auch nicht füh-
ren kann. Künftiger Streit im
Nahen Osten involviert aber stets
muslimische Staaten, ein simpler
Tatbestand, der das vermeintlich
durchschlagskräftige geostrategi-
sche Argument im Kern entwertet.

Und schließlich wird immer
wieder auf das seit 1963 wieder-
holte Versprechen verwiesen, das
der Türkei den Anschluß an die
damalige Europäische Wirtschafts-
union in Aussicht stellte. Ob damit
auch die Einbeziehung in eine po-

litische Staatenunion gemeint war,
ist zumindest umstritten. Unver-
gleichlich stichhaltiger als die pro-
türkischen Argumente ist die Viel-
zahl der grundsätzlichen Ein-
wände gegen einen Türkei-Beitritt:

Die Türkei ist ein kleinasiati-
scher, nichteuropäischer Staat,
dessen Aufnahme das großartige
Projekt der politischen Einheit Eu-
ropas torpedieren würde. Sie ge-
hört einem anderen Kulturkreis an
und würde mit 90 Millionen Mus-
lims, die sie in den Beitrittsjahren
nach 2012/14 zählen wird, eine
nichteuropäische Bevölkerung

mitbringen, die
weder das unver-
zichtbare, histo-
risch gewachsene
europäische Iden-
titätsbewußtsein
teilt, noch zur
künftigen Identi-
tät skont inui tät

beitragen könnte. Überdies entfiele
jedes plausible Argument gegen
die Beitrittswünsche der Ukraine
(Beitritt bis 2011) und anderer öst-
licher Länder, aber auch Marokkos
(Beitrittsantrag liegt vor) und wei-
tere maghrebinischer Staaten. Statt
der politischen Einheit des histori-
schen Europas käme es allenfalls
zu einer Freihandelszone vom At-
lantik bis eventuell nach Wladiwo-
stok. Sie käme allerdings engli-
schen Vorstellungen, auch
geheimen Wünschen der USA ent-
gegen, die ein politisch geeintes
Europa zusehends als ernsthaften

Konkurrenten betrachten. Mit der
Zielutopie eines politisch geeinten
Europas, das aus zwei totalen Krie-
gen in einem mühseligen Lernpro-
zeß endlich die richtige Konse-
quenz gezogen hat, hätte der pure
Ökonomismus einer riesigen Frei-
handelszone nichts mehr gemein.

Nach der Aufnahme der acht
osteuropäischen Länder und der
beiden Inselstaaten zeichnet sich
eine extreme Belastung aller euro-
päischen Ressourcen ab; der ohne-
hin strittige Agrarsubventionismus
ist nur ein besonders eklatantes
Beispiel dafür. Da die EU seit der
Konferenz in Nizza ihre Hausauf-
gaben nicht gemacht hat, über-

schneidet sich diese Belastung mit
den ungelösten Fragen einer Re-
form der komplizierten politischen
Entscheidungsprozesse. Im Grun-
de zeichnet sich bereits das klassi-
sche Problem des „Imperial Over-
stretch“ deutlich ab. Ein
Türkei-Beitritt wenige Jahre nach
der „Osterweiterung“ würde diese
Gefahr bis zu einer fatalen Bela-
stungsprobe dramatisch zuspitzen.
Überdies wäre die Türkei sogleich
der größte EU-Staat, stellte die
größte Fraktion im Straßburger
Parlament (da sich deren Umfang
nach der Bevölkerungszahl der
Heimatländer bemißt), wäre stän-
dig in Versuchung, eine politische
Sonderrolle und finanzielle
Sonderzuweisungen zu beanspru-
chen.

Ökonomisch ist die Türkei
wegen ihrer Probleme dringend
auf die europäische Wirtschafts-
und Finanzkraft angewiesen, nach-
dem die Milliarden des Internatio-
nalen Währungsfonds immer wie-
der spurlos versickert sind. Die
türkische Wirtschaft erreicht gera-
de einmal 20 Prozent des durch-
schnittlichen europäischen Sozial-
produkts, und jahrelang hat sie mit
einer Inflationsrate über 40 Pro-
zent zu kämpfen gehabt. Mehr als
ein Drittel aller Erwerbstätigen
lebt von einer Subsistenzwirt-
schaft. Die Grundlagen für ein
„Wirtschaftswunder“ sind auch
nicht von ferne zu erkennen. Die
Armut Anatoliens verschärft das
Migrationsproblem. Einschließlich

der Auslandstürken gibt es zur Zeit
Dank der jährlichen demographi-
schen Zuwachsrate von 3,4 Pro-
zent rund 75 Millionen Türken.
Selbst wenn man diese Rate auf 2,5
Prozent absenkt, kommt man für
die eventuelle Beitrittsphase auf
90 Millionen Türken oder sogar
noch auf mehr. Deshalb hat der
ehemalige türkische Präsident De-
mirel gegenüber Altbundeskanzler
Schmidt von der Notwendigkeit
des „Exports“ von 15 Millionen
Türken gesprochen. 

Die größte türkische Minderheit
in Europa, nahezu drei Millionen
Menschen umfassend, lebt in
Deutschland. Ihre Integration ist

bisher, um es vorsichtig zu sagen,
unvollständig verlaufen, da der
Widerwille der Zuwanderer und
das Versagen der deutschen Ein-
gliederungspolitik zusammenwir-
ken. Auffallend
selten wird hier-
zulande disku-
tiert, daß in der
Türkei zum zwei-
ten Mal eine isla-
mische Protest-
partei gegen den
säkularisierenden
Kemalismus und die laizistische
Republik gewonnen hat. Das pro-
europäische Kalkül der Regierung
Erdogan, deren geschickte PR-Be-
rater die „Gerechtigkeitspartei“
völlig irreführend mit de CDU ver-
gleichen, ist leicht zu erkennen:
Der Zugang zu den europäischen
Wirtschafts- und Finanzressourcen
ist äußert attraktiv. Er gestattet
auch eine großzügige Bedienung
der eigenen Klientel. Die europäi-

sche Religionsfreiheit schützt
auch den Islamismus samt seiner
ungestörten Weiterentwicklung.
Das Militär wird entmachtet, da-
mit entfällt aber auch der Hüter
des kemalistischen Erbes in der
laizistischen Republik.

Teilt aber die Erdorgan-Partei,
die Türkei überhaupt, die westli-
che „Wertegemeinschaft“? Fraglos
gelten seit der Republikgründung
(1922) für die Machteliten westli-
che Zielwerte, da die Türkei, wie
auch Rußland seit Peter dem Gro-
ßen, Europa ähnlich zu werden
bestrebt ist. Doch eine soziologi-
sche Umfrage ergab kürzlich ekla-
tante Unterschiede in den Wert-
haltungen. In der EU wünschten
nur mehr zehn Prozent einen Ein-
fluß der Religion auf die Politik, in
der Türkei aber mehr als zwei
Drittel. Die Demokratie wurde in
der EU von 85 Prozent als überle-
genes politisches System betrach-
tet, in der Türkei votierten, der hi-
storischen Erfahrung folgend,
mehr als zwei Drittel für ein Regi-
me autoritärer Führungspersön-
lichkeiten. Warum sollte sich die
EU so charmante Nachbarn wie
den chaotischen Irak, die syrische
Diktatur, die iranische Theokratie
und erodierende Staaten wie Ge-
orgien und Armenien freiwillig
zulegen? 

Kritiker eines Türkei-Beitritts
wenden ein, daß Berlin sich unge-
fährdet türkeifreundlich gebärden
könne, da Einstimmigkeit bei der
Aufnahmeprozedur von den 25
(vielleicht sogar 28) EU-Staaten
schlechterdings nicht zu erwarten
sei, insbesondere die osteuropäi-
schen Mitglieder würden ihre Ei-
geninteressen gegen jede Schmä-
lerung zugunsten der Türkei zu
verteidigen wissen. Längst hätte
die europäische Politik an Stelle
der Alternative von Vollmitglied-
schaft oder Außenseiterrolle viel-
fältige, flexible Stufen der Koope-
ration entwickeln sollen. Ein
großes Nachbarland wie die Tür-
kei, mit dem freundschaftliche Be-
ziehungen geboten sind, verdien-
te, so gesehen, durchaus eine
„privilegierte Partnerschaft“, als
nichteuropäischer Staat aber kei-
neswegs die EU-Mitgliedschaft.
Auch das Wählerstimmenkalkül
setzt sich über alle überzeugenden
Einwände gegen einen Türkei-Bei-
tritt hinweg. Dabei könnte eine ra-
tionale Interessenabwägung schon

die beiden be-
sonders triftigen
Gegenargumente
nicht außer Acht
lassen, die Bedro-
hung mit der leta-
len Überforde-
rung aller
Resourcen, erst

recht die unvermeidbare Zerstö-
rung des großen Projekts der eu-
ropäischen Staatenunion durch
die Aufnahme eines nichteuropäi-
schen muslimischen Staates.

Auszüge aus einem Artikel in
der Zeitschrift: „Aus Politik und
Zeitgeschichte“, B 33-34/2004 der
Bundeszentrale für politische Bil-
dung (bpb)
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Türkei-Beitritt gefährdet Abendland
Aufnahmeverhandlungen der EU / Ankara würde politisches Schwergewicht im Europaparlament

Ein Beitritt würde das
großartige Projekt

Europa torpedieren

In der Türkei gewinnt
islamischer Protest,

nicht der Kemalismus

Die dritte Generation – die Eingebürgerten: Mit dem Regierungswechsel zu Rot-Grün 1998 stieg die Zahl der Ein-
bürgerungen. Die türkischstämmigen Deutschen nehmen zu, gleichzeitig nimmt die Integration ab. Der Trend geht
zur Rückbesinnung auf islamische Werte, äußeres Anzeichen ist das Kopftuch für Frauen. Jugendliche aus türkischen
Familien wie hier in Limburg orientieren sich seltener am westlichem Lebensstil, fallen sogar in ihren Wertvorstel-
lungen hinter türkische Jugendliche in der Türkei zurück. Foto: argus

Dr. Hans-Ulrich Wehler, geboren 1931, studierte
Geschichte und Soziologie an den Universitäten
Köln, Bonn und Athens/Ohio (USA). Er promo-
vierte 1960 bei Theodor Schieder über „Sozial-
demokratie und Nationalstaat (1840–1914)“.
Nach seiner Habilitation 1968 blieb er bis 1970
als Privatdozent in Köln, bevor er 1970/71 Pro-
fessor an der Freien Universität (FU) Berlin wur-
de. Von 1971 bis zu seiner Emeritierung im Jahr
1996 war er Professor für Allgemeine Geschich-
te in Bielefeld. Er lehrte außerdem als Gastpro-
fessor in Harvard, Princeton und Stanford. Wehler gilt als einer der
wichtigsten Experten für deutsche Sozialgeschichte. SV

Foto: Archiv
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Die erste deutsche Republik, die
sogenannte Weimarer Republik,
ging nicht mit einem Knall zugrun-
de. Ihr Ende war auch nicht unab-
wendbar. Aus Rücksicht auf ihre
Klientel und ihre Wahlchancen
lähmten die demokratischen Par-
teien letztlich den Reichstag – und
öffneten den Fanatikern von links
und rechts die Tore. Die Geschichte
eines epochalen Versagens:

Von Hans-Joachim von LEESEN

Nach der Gründung der ersten
parlamentarischen Demo-
kratie in Deutschland wur-

den die Reichsregierungen von
unterschiedlichen Koalitionen ge-
stellt – bis im Oktober 1929, von
New York ausgehend, die Weltwirt-
schaftskrise zum Zusammenbruch
großer Teile der Weltwirtschaft führ-
te. Deutschland wurde besonders
hart getroffen: Die von den Siegern
erzwungenen Reparationszahlungen
hatten dem deutschen Staat und der
Wirtschaft das Blut aus den Adern
gezogen. Die Folge waren Firmenzu-
sammenbrüche, Massenarbeitslosig-
keit, fallende Löhne.

Bald waren die Geldreserven 
der Arbeitslosenversicherung er-
schöpft. Die Regierungsparteien
SPD, Deutsche Volkspartei (DVP, li-
beral), Zentrum (politischer Katholi-
zismus), und Deutsche Demokrati-
sche Partei (DDP, linksliberal)

konnten sich nicht auf eine gemein-
same Lösung des Problems einigen.
Die SPD wollte die Beiträge, die zur
Hälfte von Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern gezahlt wurden, erhö-
hen. Die DVP verlangte die Kürzung
der Arbeitslosenunterstützung, Zen-
trum und DDP brachten einen Kom-
promißvorschlag ein. Die SPD aber
war unter dem Druck ihres linken
Flügels zu keiner Einigung bereit;
zudem fürchtete sie, ihre Wähler
würden zur Kommunistischen Par-
tei (KPD) abschwenken.

Die wirtschaftliche Not und damit
die Not des Volkes nahmen zu. Das
Wort vom „Banausenparlament“
machte die Runde. Da trat die Regie-
rung unter dem SPD-Kanzler Her-
mann Müller am 27. März 1930 zu-
rück.

Die Parteien des Reichstags woll-
ten sich Monate lang auf keine re-
gierungsfähige Mehrheit einigen. Da
blieb dem Reichspräsidenten nichts
anderes übrig, als sich auf den Arti-
kel 48 der Verfassung zu stützen
und einen Mann seines Vertrauens
ohne Anlehnung an den Reichstag
mit der Regierungsbildung zu be-
auftragen: Es war der Zentrumsfüh-
rer Heinrich Brüning. 

Er bildete ein Kabinett von Fach-
leuten, gegen das sofort von SPD
und KPD ein Mißtrauensantrag ein-
gebracht wurde, der aber scheiterte.

Die Zahl der Arbeitslosen stieg
scheinbar unaufhaltsam. Die Par-
teien stritten sich und lehnten na-
hezu jedes eingebrachte Gesetz ab.
Die Schulden des Reiches kletter-
ten. Finanzminister Hermann Diet-
rich (DDP) beschwor die Abgeord-
neten: „Wenn wir die Dinge so
weiterlaufen lassen wie jetzt, dann
wird in kurzer Zeit Ruhe und Ord-
nung so gestört sein, daß jeder gern
unseren Vorschlägen zustimmen
würde ... Wer die Gefahr heraufbe-
schwört, daß die Beamten wie im
Vorjahr wieder darum bangen müs-
sen, ob sie ihr Gehalt bekommen,
der trägt die Verantwortung ... Wer

das Chaos im Steuerausschuß mit-
gemacht hat, der kann wahrhaftig
nicht behaupten, daß ich nicht bis
zum letzten Augenblick versucht
habe, eine Verständigung herbeizu-
führen. Bis ich mir sagte: Es geht
hier nicht, denn hier will jeder sei-
ne persönliche Suppe kochen ... Die
Gefahr und unsere Schwierigkeiten
wachsen mit jedem Tag, den wir
noch warten. Das deutsche Volk
wird nachher nicht fragen, warum
diese Schwierigkeiten entstanden
sind, sondern warum sie nicht be-
seitigt wurden ... Der Reichstag
muß heute zeigen, ob wir noch ein
Staatsvolk sind oder nur ein Hau-
fen von Interessenten.“ Innenmini-
ster Joseph Wirth (Zentrum) fügte
hinzu: „Stürzen Sie diese Regierung
oder treiben Sie es zur Auflösung
(des Reichstags), dann laufen Sie
das Risiko, von der Krise des Parla-
ments in die Krise des Systems der
Demokratie zu geraten.“

Wieder stellte die SPD einen Miß-
trauensantrag gegen die Regierung.
Er wurde am 18. Juli 1930 mit Mehr-
heit angenommen. Das Land war
unregierbar geworden. Brüning lö-
ste den Reichstag auf. Das Ergebnis
der Neuwahl: Die NSDAP, die bisher
mit nur zwölf Abgeordneten ohne
politischen Einfluß war, wuchs auf
107 Mandate (18,3 Prozent), die
Kommunisten von 54 auf 77 (13,1
Prozent). Beide Parteien forderten
die Abschaffung der parlamentari-

schen Demokratie, da sie bewiesen
habe, daß sie die Probleme des Lan-
des zu lösen nicht in der Lage sei.
Aber auch jetzt kamen die Partei-
führer nicht zur Vernunft. Während
die Talfahrt der Wirtschaft immer
rasanter wurde und die Zahl der Ar-
beitslosen stieg, lehnte das Parla-
ment jeden Gesetzesentwurf für Re-
formen ab. Reichsbankpräsident
Hans Luther kündigte an, daß ab Ju-
ni 1932 die Beamtengehälter nicht
mehr gezahlt werden könnten. Da
trat Brüning am 30. Mai 1932 zu-
rück. Die Neuwahl am 31. Juli 1932,
die unter bürgerkriegsähnlichen Zu-
ständen durchgeführt wurde – wäh-
rend des Wahlkampfes wurden 99
Personen von politischen Gegnern
ermordet  –, hatte das Ergebnis, daß
230 Abgeordnete der NSDAP (37,4
Prozent) und 89 der KPD (14,6 Pro-
zent) gewählt wurden, zusammen
mehr als die Hälfte aller Reichstags-
abgeordneten. Das Volk hatte sich
angesichts des Versagens der Par-
teien von der parlamentarischen
Demokratie verabschiedet.

Wie die Geschichte weiterging, ist
bekannt. Natürlich wiederholt sie
sich nicht, und natürlich sind heute
manche Voraussetzungen anders als
vor 75 Jahren. Daß aber auch heute
unverantwortliches Handeln von
Parteien, die ihre Interessen über
die des Landes stellen, einen Staat
in den Ruin führen kann, darin dürf-
te Übereinstimmung bestehen.

Im Rückblick auf die Bundestags-
wahl hieß es am Stammtisch im
Deutschen Haus, der Wahlkampf sei
„fast schon makaber gewesen“. Soll-
ten sich doch die Wähler eigentlich
mit den Parteien und Politikern be-
fassen und nicht mit den Demosko-
pen. 

Diese seien es gewesen, die ge-
meinsam mit den Medien einen vir-
tuellen Wahlkampf „geführt und ver-
loren“ hätten, und das mit einer
beträchtlichen und für sie peinli-
chen Fehlerspanne. 

Genau wie beim „Nein“ der Fran-
zosen zur EU-Verfassung hätten die
Bürger anderes getan, als es sich die
Meinungsmacher vorstellen konnten
und damit der Umfrage-Industrie ei-
nen kräftigen Strich durch ihre Rech-
nung gemacht.

Der Stammtisch meinte, es stehe
ziemlich sicher fest, daß sich Wähler
durch die Veröffentlichung von Um-
frageergebnissen mindestens bei ih-
rer taktischen Stimmabgabe beein-
flussen lassen. 

Darum wäre es richtig, wenn künf-
tig in einer bestimmten Zeit vor den
Wahlen ein gesetzliches Veröffentli-
chungsverbot eingeführt werde. In
Frankreich, Portugal, Spanien, Un-
garn und in der Schweiz gebe es das
schon. 

Makaber sei es aber auch im Wahl-
kampf der CDU zugegangen, hieß es
am Stammtisch. Hatte sie doch aus-
gerechnet den Rolling-Stones-Song
„Angie“, ein Lied über das Scheitern,
zum „Kampflied“ umfunktioniert.
Darin heißt es immerhin: „Alle Träu-
me, die uns so viel bedeuten, schei-
nen sich im Rauch aufzulösen“ – und
das war ja denn auch genau das, was
sich an jenem ernüchternden Wahl-
abend ereignete. 

Michels Stammtisch:

Verraucht

Zwischen Parteieninteressen und
Landeswohl: Reichskanzler Heinrich
Brüning Foto: pa

Von Annegret KÜHNEL

Das Ergebnis der Bundestags-
wahlen in Berlin zeigt den
Zusammenbruch des bürger-

lichen Lagers in der Hauptstadt an,
zumindest aber seinen Absturz in
die Bedeutungslosigkeit. Doch was
kann heute mit Bürgerlichkeit über-
haupt noch gemeint sein? Vor allem
ein ausgeprägtes Traditions-, Kultur-,
Pflicht- und Rechtsbewußtsein,
weiterhin die Fähigkeit, über den
Tag hinaus zu denken, sowie das Ge-
fühl für Verantwortung und Selbst-
verantwortung. Die Union hat ledig-
lich noch 22 Prozent erzielt, die
FDP 8,2 Prozent. Auf der anderen
Seite des politischen Spektrums hat
die SPD gegenüber 2002 zwar zwei
Prozent verloren und kommt auf
rund 34 Prozent, dafür hat die PDS-
dominierte Linkspartei fünf Prozent
gewonnen. Im Ostteil kommt sie
deutlich über 40 Prozent, aber auch
in den westlichen Problembezirken
Neukölln, Wedding und Kreuzberg
sind ihre Ergebnisse zweistellig. Das
ist neu. Insgesamt erzielte die amtie-
rende rot-rote Koalition in der
Hauptstadt 50,8 Prozent der Stim-
men. Für eine linke Mehrheit wer-
den jetzt nicht einmal mehr die
Grünen benötigt.

Was sind die Gründe? Gewiß das
abstoßende Personaltableau der
CDU, das sich überwiegend aus Par-
teisoldaten der Diepgen-Ära rekru-
tierte. Aber wirklich entscheidend
war das nicht, denn die Gegenseite
präsentierte, wenn man vom Grü-
nenabgeordneten Hans-Christian
Ströbele absieht, ebenfalls kein pro-
filiertes Personalangebot. Bemer-
kenswerter ist etwas anderes: Die
miserable Bilanz des rot-roten Se-
nats und die Eskapaden des Regie-
renden Bürgermeisters Klaus Wo-
wereit haben SPD und PDS nicht
geschadet. Und die Annahme, die
sozialpolitische Demagogie der PDS
würde bei den Wählern nicht ver-
fangen, weil sie in Berlin als Regie-
rungspartei den Sozialabbau (Lohn-
kürzungen im öffentlichen Dienst,

die Explosion der Fahrtarife, der
Wasserpreise) abgenickt hat, ist
widerlegt worden. Der Ost-Bonus
allein kann das nicht erklären, das
zeigt der gelungene Einbruch in die
Westbezirke. 

Zwei Gründe scheinen ausschlag-
gebend zu sein. Erstens ist die Berli-
ner Sozialstruktur derart ungesund,
daß Appelle an die Bürgerlichkeit
einfach keinen Resonanzraum fin-
den. Schon die Wahlerfolge der
CDU in den 1980er und 90er Jah-
ren, die im Westteil fast die absolute
Mehrheit erreichte und im Ostteil
auf weit über 20 Prozent kam, be-
ruhten darauf, daß sie sich unter
Eberhard Diepgen als die bessere,
effektivere, sozialere SPD präsen-
tierte. Zweitens empfinden die Ber-
liner die ökonomische und soziale
Situation ihrer Stadt als derart de-
saströs, daß sie von den Politikern
gar keine Besserung mehr erwarten.
Es herrscht das Gefühl, daß die
Stadt sich im freien Fall befindet.
Der Zusammenbruch des Einzel-

handels geht ungebremst weiter, die
Verwahrlosung des öffentlichen
Raumes und die Aggressivität im
zwischenmenschlichen Umgang
ebenfalls. Die leerstehenden Büro-
und Ladenflächen selbst in Bestla-
gen wirken deprimierend. Die er-
nüchternden Zahlen bestätigen die-
sen impressionistischen Befund: Die
Zahl der Industriearbeitsplätze ging
seit 1991 von 236000 auf 97000 zu-
rück, das Bruttoinlandsprodukt
sank um 8,5 Prozent. Finanzsenator
Thilo Sarrazin (SPD) hat kürzlich
auf einer Veranstaltung des Vereins
Berliner Wirtschaftsgespräche er-
klärt, daß der Trend anhalten wird.
Selbst bei einem Konjunkturauf-
schwung wird sich die Arbeitslosen-
quote bestenfalls bei 15 bis 17 Pro-
zent einpendeln.

Sarrazins brutale Wahrheiten sind
längst gefühltes Wissen der Berliner.
Nur wenig mehr als ein Drittel lebt
von eigener Arbeit. Der Bevölke-
rungsanteil derjenigen, die ihren Le-
bensunterhalt von Arbeitslosengeld

oder Sozialhilfe
bestreiten, liegt
über 20 Prozent.
Hinzu kommen
die Rentner und
Pensionäre. Unter
diesen Umstän-
den beschränken
sich das Interesse
und die Erwar-
tung an die Poli-
tik auf ihren
Unterhaltungs-
wert und die Fra-
ge, wer die Trans-
ferleistungen am
wenigsten be-
schneidet. 

Die Empfeh-
lung des geschei-
terten CDU-Di-
rektkandidaten
Eberhard Diegen
an seine Partei,
sich wieder mehr
den sozialen Fra-
gen zuzuwenden,

ist nur vordergründig plausibel. Po-
litisch geht sie auch deshalb ins
Leere, weil in einer psychologi-
schen Situation, die zwischen kol-
lektiver Resignation und Zynismus
pendelt, SPD und PDS einen unein-
holbaren Heimvorteil besitzen: Sie
können, im Unterschied zu den
bürgerlichen Parteien, an die Neid-
komplexe und egalitären Instinkte
derer appellieren, die sich benach-
teiligt fühlen. 

Und das ist in Berlin die Mehr-
heit. Wenn es der Stadt schon
schlecht geht, dann soll es wenig-
stens allen gleich schlecht gehen!
Dieser Stimmungslage kommt die
rot-rote Koalition etwa mit ihren
Nadelstichen gegen die Privatschu-
len und der Propagierung von
Ganztags- und Gesamtschulkonzep-
ten entgegen, die auf einen Nivellie-
rungseffekt abzielen. Vielleicht
nimmt die Entwicklung Berlins von
der gesamtdeutschen Entwicklung
viel mehr vorweg, als man heute
noch zu denken wagt.

Obdachlose in der Berliner S-Bahn: Nur noch ein Drittel der Berliner verdient seinen Lebens-
unterhalt selbst Foto: Visum

Die letzten Tage der jungen Demokratie
»Nur ein Haufen von Interessenten«: Weimar – Wie eine Republik im Strudel des Parteienhaders zerrieben wurde

Linke bauen Macht in Berlin aus
Rot-Rot gewinnt durch Neidkampagne absolute Mehrheit – Bürgerliches Lager schmilzt
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Von Günter KIESSLING

Längst erscheint den meisten
Deutschen die Wiedervereini-
gung des geteilten Vaterlan-

des, die uns mehr durch die Gnade
Gottes als durch umsichtige Politik
zuteil wurde, als selbstverständlich.
Lediglich mit der „inneren Einheit“
haben wir Probleme. Unser Denken
und Handeln in der Politik dreht
sich ums Materielle. Kaum einer
wagt, an die biblische Botschaft zu
erinnern, daß der Mensch nicht
vom Brot allein lebt, sondern von ei-
nem jeglichen Wort Gottes. Solche
Sprache mag in unserer säkulari-
sierten Welt kaum noch verstanden
werden. Deshalb sei versucht, dieses
christliche Gebot hier ins Weltliche
zu übersetzen: Der Mensch lebt
nicht vom Brot allein, sondern von
der Integration in die Gemeinschaft!
Aber die Deutschen wollen kein
„Volk“ mehr sein, keine Gemein-
schaft, sondern lieber „Gesell-
schaft“. Obwohl sie in Festtagsreden
ihr Grundgesetz preisen, das sich
auf das „deutsche Volk“ bezieht, von
der Gesellschaft ist da nicht die Re-
de!

Die „innere Einheit“ werden wir
nur erreichen, wenn wir uns wieder
auf Ziele „jenseits von Angebot und
Nachfrage“ orientieren, auf das Ge-
meinwesen. Das erfordert Besin-
nung auf die preußischen Tugenden.
Dem steht entgegen, daß allein
schon das Wort Preußen in dieser,
unserer „Gesellschaft“ zumindest
Skepsis bewirkt, wenn nicht gar auf
Ablehnung stößt. Warum nur? War
doch nach Überwindung der größ-
ten Not, die 1945 über uns herein-
brach, eine Sehnsucht nach der „gu-
ten, alten Zeit“ unverkennbar. Am
deutlichsten kam die in einer weit
verbreiteten Berlin-Nostalgie zum
Ausdruck. Aber was Preußen be-
trifft, so blieben auch zaghafte Ver-
suche – wie die Preußen-Ausstel-
lung von 1981, die Rückkehr der
Särge mit den preußischen Königen
nach Potsdam 1991, die Würdigun-
gen zum 300. Jahrestag der Königs-
Krönung 2001 – ohne tiefe Reso-
nanz. Nichts änderte sich an der
weit verbreitenden Ächtung Preu-
ßens. 

Geradezu als tragisch muß man
bewerten, daß 1989/1990, in diesen
Sternstunden der deutschen Ge-
schichte nach der totalen Niederla-
ge von 1945, kaum ein Gedanke auf-
kam, den Namen Preußens bei der
Benennung der neuen Länder in das
Erbe der Bundesrepublik hinüber-
zuretten.

Diese ausgeprägte Abkehr der
breiten deutschen Öffentlichkeit
von allem, was mit Preußen zu tun
hat, läßt sich – grob vereinfacht –
auf zwei Ursachen zurückführen.
Zum einen ist da die aus der Kriegs-
und Nachkriegszeit herrührende of-
fizielle Verteufelung Preußens durch
die vier Hauptsiegermächte, die
schließlich in dem Kontrollratsge-
setz Nr. 27 vom 25. Februar 1947
gipfelte, mit dem die Auflösung des
preußischen Staates verfügt wurde.
Und die schließlich fast zur heute
vorherrschenden Political Correct-
ness gehört. 

Zum anderen jedoch – und das
wird wenig bedacht – sind es ausge-
rechnet die preußischen Tugenden,
die zwar gelegentlich noch in Sonn-
tagsreden erwähnt werden, aber ei-
gentlich genau für das stehen, was
diese westdeutsche Gesellschaft
nicht sein wollte – und nach der
Wiedervereinigung auch die neu ge-
samtdeutsche Gesellschaft nicht
sein will.

Schon sind sich die meisten gar
nicht mehr bewußt, was es mit
preußischen Tugenden auf sich hat,
es interessiert auch kaum. Da geht

es um: Bescheidenheit, Demut,
Dienstbereitschaft, Disziplin, Ge-
meinsinn, Genauigkeit, Kamerad-
schaft, Opferbereitschaft, Ordnung,
Pflichtbewußtsein, Rechtsstaatlich-
keit, Sparsamkeit, Toleranz, vor al-
lem aber Gottes-
furcht. Mit diesen
Tugenden ist
Preußen groß ge-
worden. Sie sind
Inbegriff einer
Staatsidee, gegen
alle Widrigkeiten
aus eigener Kraft,
durch gemeinsa-
me Anstrengung
und Opferbereit-
schaft dieses neu
gegründete Kö-
nigreich zum Er-
folg zu bringen.
Aber gerade ei-
nen solchen Saat
wollte man ja
nach 1945 nicht
mehr – weder die
S i e g e r m äc h t e
noch die sich neu
f o r m i e r e n d e
westdeutsche Ge-
sellschaft. Den-
noch, man benö-
tigte fleißige, die
Trümmer beseiti-
gende, die Wirt-
schaft aufbauen-
de Deutsche, gar
ein Wirtschafts-
wunder. Aber
man wollte par-
tout keine deut-
sche Nation, kei-
ne Gemeinschaft,
schon gar nicht
eine solche, die
etwa nur Gott
fürchtete. Nein,
sie sollte sich
eher vor sich
selbst fürchten.
Dazu wurde den
Deutschen per-
manent vorgehal-
ten, was alles – so
wörtlich – „im
deutschen Na-
men“ geschah. 

Die neu for-
mierte deutsche
Gesellschaft soll-
te fett und impo-
tent sein, eine
wahre Wohl-
stands- und Frei-
zeitgesellschaft.
Das wurde sie
dann auch. Und
diese Gesell-
schaft hatte völlig
verdrängt, daß
auch ihr der ein-
zigartige Wieder-
aufbau und damit
auch der Weg zu
jenem neuen
Wohlstand im
wesentlichen mit Hilfe der verpön-
ten preußischen Tugenden gelang.
Aber die Segnungen des Wirt-
schaftswunders wurden den Deut-
schen schließlich zum Verhängnis.
Sind sie doch dem Tanz um das gol-
dene Kalb erlegen. 

Was für ein Kontrast zu einer
preußischen Staatsgesinnung, die
Walter Flex – sicher überpointiert –
mit den Worten beschrieb: Wer auf
die preußische Fahne schwört, der
hat nichts mehr, was ihm selber ge-
hört!

Man könnte sagen, lediglich die
Bundeswehr hat an Preußen ange-
knüpft. Bewußt hatte die damals
verantwortliche politische Führung
den 12. November 1955, den 200.
Geburtstag des Generals von
Scharnhorst, jenes berühmten preu-
ßischen Heeresreformers, zum
Gründungstag der neuen deutschen
Streitmacht gewählt. Daß Scharn-

horst von seiner Herkunft gar kein
Preuße war, sondern Hannoveraner
– wie Gneisenau Sachse – steht
überdies für die Toleranz dieses
preußischen Staatswesens, aber
auch für die Anziehungskraft, die es

auf solche fortschrittlich orientier-
ten Persönlichkeiten ausübte. Ge-
blieben ist in der heutigen Bundes-
wehr eigentlich nur das Bekenntnis
zur Erhebung am 20. Juli 1944, die
im wesentlichen von Offizieren ge-
tragen wurde, die sich den preußi-
schen Tugenden verpflichtet fühlten.
Nicht allein deshalb richtet sich zu-
nehmend Kritik auch an deren Wür-
digung.

Schließlich beinhalten die preußi-
schen Tugenden das Gegenteil von
dem Verständnis einer Wohlstands-
und Freizeitgesellschaft, zu der sich
die Bundesrepublik nach dem Wirt-
schaftswunder entwickelt hat. Die
Abkehr von jeglicher Bindung an
die Gemeinschaft hin zu einer he-
donistischen Lebensweise fand ih-
ren wohl krassesten Ausdruck in je-
nem Karnevalsschlager, der in dem
Bekenntnis gipfelte: „Wir sind die
Eingeborenen von Trizonesien.“
Man will Spaß und Freude haben,

das Leben genießen, von der Ver-
gangenheit nichts wissen – und von
der Zukunft allenfalls, soweit man
selbst davon betroffen ist, so durch
die Sorge für die eigenen Kinder –
so man denn überhaupt Kinder in

die Welt setzt.
Am stärksten
ausgeprägt ist die
Abkehr von al-
lem, was mit Mi-
litär zu tun hat.
Wenn man sich
schon den Her-
ausforderungen
der äußeren Si-
cherheit gar nicht
entziehen kann,
dann am liebsten
durch einen fi-
nanziellen „Bei-
trag zur gemein-
samen Ver-
teidigung“, deren
Organisation so-
g e n a n n t e n
„Schutzmächten“
überantwor tet
werden soll.

In unserer „Zi-
vilgesellschaft“
ist kein Platz für
das Vaterland,
schon gar nicht
für Vaterlandslie-
be. Sollten Staats-
räson oder das
Protokoll mitun-
ter derartige Be-
kenntnisse uner-
läßlich machen,
dann klingt es ge-
fälliger von „Pa-
triotismus“ zu
sprechen, der
aber sogleich auf
„Verfassungspa-
triotismus“ be-
schränkt. Allen-
falls in der
Euphorie sport-
licher Veranstal-
tungen ist man
mitunter sogar
ein wenig stolz,
Deutscher zu
sein, wenn auch
die Akteure beim
Singen des
Deutschlandlie-
des zumeist ihre
Lippen nicht aus-
einander bekom-
men. Wenn dann
gar der neue
Bundespräsident
bekundet, er lie-
be dieses Land,
so bewirkt 
das mehr Er-
schrecken als Be-
wunderung. Hat
man sich doch in-
zwischen daran
orientiert, was ei-
ner seiner Vor-
gänger beim

Amtsantritt im Deutschen Bundes-
tag von sich gab: Er liebe nicht die-
sen Staat, sondern seine Frau.

Mag dies genügen, um unsere
bundesdeutsche „Gesellschaft“ zu
skizzieren, die kein Volk mehr sein
will. Und von einer derartigen Ge-
sellschaft wird nun plötzlich „Ge-
meinsinn“ eingefordert, materielle
Einschränkungen zu akzeptieren,
um die drohende Gefahr eines wei-
teren wirtschaftlichen Niedergangs
abzuwehren. Da erinnert man sich
mitunter gar der preußischen Tu-
genden. Die seit den 60er Jahren
immer deutlicher werdende Ab-
kehr von ihnen wurde am deut-
lichsten, als man sie als „Sekundär-
tugenden“ verhöhnte und
kritisierte.

Wenn wir auch immer noch dazu
neigen, unsere derzeit verheerende
Lage zu beschönigen, wir müssen
zur Einsicht kommen, daß wir eine

„Notgemeinschaft“ geworden sind.
Das könnte hilfreich sein. Denn in
der Not, da stehen die Deutschen
noch am ehesten zusammen. Da
könnten sie zur Besinnung kommen.
Kaum jemand bestreitet die Not-
wendigkeit von Reformen. Diese zu
definieren und umzusetzen, das
setzt zunächst einmal Besinnung
voraus. Wir müssen erkennen, daß
wir unser Dilemma nicht mit
irgendwelchen Reförmchen mei-
stern können, sondern nur mit einer
grundlegenden Erneuerung von
Staat und Gesellschaft. 

Dabei geht es um mehr als nur um
Rettung des materiellen Wohlstands,
es geht um geistige Führung. Aber
wohin soll sie uns führen? Da gilt es
zu erinnern, daß die Begründer die-
ses zunächst so erfolgreichen Weges
zur sozialen Marktwirtschaft sehr
wohl weiter gedacht haben als nur
an die Steigerung des Bruttosozial-
produkts. Dafür steht der Titel, den
Wilhelm Röpke, einer der Grün-
dungsväter, seinem Alterswerk gab:
„Jenseits von Angebot und Nachfra-
ge“. Röpke selbst hat bekannt, für
ihn sei dies der christliche Glaube.
Das erinnert an Bismarcks berühm-
ten Ausspruch vor dem Reichstag:
Wir Deutsche fürchten Gott – und
sonst nichts auf der Welt. 

Ist somit hoffentlich deutlich ge-
worden, daß es sich hier um ein
Problem geistiger Führung handelt,
so gilt es sich bewußt zu machen,
wie sehr wir Opfer einer unseligen
Semantik geworden sind, die nach
1945 viele Begriffe negativ belegt,
wenn nicht gar verteufelt hat. Dazu
gehören: Volk und Nation, Führung
von Eliten, Erziehung und Gemein-
schaft. Auf diese Weise hat sich ein
irriges Verhältnis von Demokratie
durchgesetzt, das allein von dem
Prinzip der Gleichheit dominiert
wird. Aber es geht gleichermaßen
um Freiheit. Beide miteinander in
Einklang zu bringen, erfordert Füh-
rung. Daraus folgt: Führung ist auch
in der Demokratie unverzichtbar.
Diejenigen, die zur Führung berufen
sind, bedürfen der Auswahl und der
Ausbildung. 

Dabei gilt es, sich wieder auf die
preußischen Tugenden zu besinnen.
An ihnen läßt sich eine nationale
Elite ausmachen. Auch dieser Be-
griff wurde mit unserem Umsturz
nach 1945 verdammt – und damit
auch das Problem der Elitebildung.
Geistige Führung ist nicht möglich
ohne Eliten. 

Das Problem der Elitebildung
setzt Besinnung darauf voraus, daß
Eliten sich nicht im Können er-
schöpfen, sondern in ihrem Bezug
auf das Ganze. Dieses Ganze ist im-
mer noch die Nation. Deshalb sei
abschließend folgende Definition
gewagt:

(Nationale) Eliten sind eine her-
ausgehobene Minderheit stets bezo-
gen auf ein übergeordnetes Ganzes,
zielbewußt ausgewählt und ausge-
bildet, um sodann durch persönli-
che Inpflichtnahme kraft Amtes
und/oder persönlicher Autorität auf
die geistige Grundhaltung des Gan-
zen Einfluß zu nehmen. Das sollen
sie bewirken durch Vorbild in Kön-
nen und Haltung, in Pflichterfüllung
und Lebensführung.

Ohne Rückbesinnung ist Deutschland verloren
Der 3. Oktober – Von den preußischen Tugenden und dem Problem der »inneren Einheit«

Friedrich der Große: Nicht nur das Reiterstandbild in Berlin Unter den Linden
erinnert an Preußen und seine Werte Foto: PAZ

Der Vier-Sterne-General a. D. Gün-
ter Kießling (Jahrgang 1925) war

vor seiner spek-
takulären Ent-

lassung 1984
Befehlshaber

der Nato-Land-
streitkräfte und

Stellvertreter
des Obersten Al-
liierten Befehls-
habers Europa.
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Von Dr. Clyde Kull, 
Außerordentlicher und
Bevollmächtigter Botschafter der
Republik Estland

Im Jahr 2006 feiert Estland den 88.
Jahrestag der Gründung der Re-

publik Estland. Nach der Ausrufung
der Eigenstaatlichkeit (1918) kämpf-
te Estland im darauffolgenden Frei-
heitskrieg gegen Sowjetrußland im
Osten und die baltisch-deutsche
Landeswehr im Süden. Der estni-
sche Freiheitskrieg wurde durch
den am 2. Februar 1920 zwischen
Estland und Sowjetrußland abge-
schlossenen Friedensvertrag von
Tartu beendet.

Der Tag der staatlichen Unabhän-
gigkeit Estlands wird jedes Jahr am
24. Februar sehr feierlich begangen.
Der Festtag beginnt mit dem Aufzie-
hen der Staatsfahne im frühen Mor-
gengrauen am Festungsturm Pikk
Hermann (der Lange Hermann) in
Estlands Hauptstadt Tallinn. Später
empfängt der Staatspräsident die
Parade der estnischen Streitkräfte.
Am Abend gibt es einen staatlichen
Empfang für die politische, wirt-
schaftliche und kulturelle Elite des
Landes. Auch das Diplomatische
Corps wird  eingeladen.

Die Leute zu Hause genießen den
freien Tag im Familienkreis, das gan-
ze Estland prangt im Fahnen-
schmuck. 

Estland ist zwar ein kleines Land,
aber es hat ausländischen Investo-
ren und Geschäftsleuten viel zu bie-
ten. Im Herzen der Ostseeregion mit
ihren 90 Millionen Einwohnern lie-
gend, besitzt Estland eine Wirt-
schaft, die zu den am schnellsten
wachsenden dieser Region zählt.

Von Peter Torry, 
Botschafter des Vereinigten
Königreichs von Großbritannien
und Nordirland

Wenn ich nach dem britischen
Nationalfeiertag gefragt wer-

de, fällt die Antwort für viele über-
raschend komplex aus. Sie gewährt
zugleich Einblicke in die britische
Kultur- und Landeskunde. Das Ver-
einigte Königreich setzt sich aus den
vier Landesteilen England, Schott-
land, Wales und Nordirland zusam-
men, und das ist der Grund dafür,
daß wir gleich mit vier National-
feiertagen aufwarten können. Denn
im Gegensatz zu vielen anderen
Ländern hat bei uns jeder Landes-
teil seinen eigenen, benannt nach
dem jeweiligen Schutzheiligen des
Landes.

So wird in England beispielsweise
am 23. April alljährlich „St. George’s
Day“ gefeiert. Nach einer Legende
aus dem 6. Jahrhundert rettete St.
Georg eine Jungfrau aus den Klauen
eines schrecklichen Feuer speien-
den Drachens und erschlug diesen.
Der Name des Heiligen war
Schlachtruf englischer Ritter, die im
Hundertjährigen Krieg unter dem
Banner des roten Sankt-Georgs-
Kreuzes kämpften. Shakespeare ver-

ewigte dies in seinem Drama „Hein-
rich V.“. Auch heute noch weht am
Tag des Heiligen die Fahne mit dem
roten Georgskreuz über jeder engli-
schen Gemeindekirche. 

In Schottland feiert man dagegen
später im Jahr. Der 30. November ist
„St. Andrew’s Day“. Der Apostel An-
dreas ist der Schutzpatron Schott-
lands, und seine Gebeine sollen im
4. Jahrhundert in das jetzige St. An-
drews in Fife gebracht worden sein.
Seit dem Mittelalter ist das Kreuz
mit schrägen Balken, an das Andre-
as geschlagen worden sein soll, das
Nationalsymbol Schottlands. 

Im südlichen Wales wird am 1.
März „St. David’s Day“ gefeiert. Der
heilige David war Gründer und er-
ster Abtbischof von Menevia, dem
jetzigen St. David im südwalisischen
Dyfed. Waliser schmücken sich an
diesem Tag mit gelben Narzissen
oder Lauchstangen. Beide Pflanzen
gelten traditionell als Nationalem-
bleme von Wales.

Nordirland feiert „St. Patrick’s
Day“ am 17. März jedes Jahr. Das
Wirken des heiligen Patrick war
wichtig für die Verbreitung des
Christentums in Irland. Der aus
Großbritannien stammende Heilige
wurde verschleppt und verbrachte
sechs Jahre in der Sklaverei, bevor
er fliehen konnte und sich anschlie-
ßend zum Missionar ausbilden ließ.
An diesem Tag schmücken sich die
Nordiren mit Kleeblättern, dem Na-
tionalemblem sowohl Nordirlands
wie auch der Republik Irland. 

Traditionell wird im Juni darüber
hinaus der Geburtstag Ihrer Maje-
stät Königin Elizabeth II. gefeiert. In
London mit einer großen Parade
und in Berlin wie der übrigen Welt
in der Regel mit Gartenpartys. Auch
wenn wir im Vereinigten Königreich
Großbritannien und Nordirland also
keinen nationalen Feiertag haben,
Anlässe zu Feiern gibt es genug.

Von Antonio Puri Purini,
Botschafter der Italienischen 
Republik 

Die Italienische Republik ent-
stand am 2. Juni 1946 nach dem

ersten institutionellen Referendum
mit allgemeiner direkter Wahl, bei
der das italienische Volk aufgerufen
war, sich zwischen Monarchie und
Republik zu entscheiden. An diesem
Tag sprach sich die Mehrheit der
Italiener für die Republik aus.

Seitdem wird nun jedes Jahr am
2. Juni die Entstehung der republi-
kanischen Demokratie gefeiert. Die
Festveranstaltungen zum National-
feiertag beginnen am 1. Juni, wenn
sich der Präsident der Republik in
einer Fernsehansprache an das ita-
lienische Volk wendet. Am Abend
werden dann die Vertreter des Di-
plomatischen Corps, der Institutio-
nen und der zivilen Gesellschaft in
den Quirinalspalast, den Sitz des
Präsidialamtes der Italienischen Re-
publik, eingeladen. Am folgenden
Tag legt das Staatsoberhaupt am
Denkmal des unbekannten Soldaten
beim Altar des Vaterlandes in Rom
einen Lorbeerkranz nieder. Danach

folgt eine Militärparade in Anwe-
senheit des Präsidenten der Repu-
blik und der höchsten Vertreter des
Staates. Der Festakt wird am Nach-
mittag fortgesetzt, wenn die Gärten
des Quirinals für die Allgemeinheit
geöffnet werden, und findet mit dem
traditionellen Konzert der Militär-
kapellen der italienischen Streit-
kräfte im Hof des Quirinals seinen
Abschluß. 

Von Evaldas Ignatavicius, 
Botschafter der Republik Litauen

Dieses Land, das wir von unseren
Vorfahren geerbt haben, gehört

uns. Wir nennen es Litauen und
wollen, daß dieses Wort in den Spra-
chen der Welt ein Begriff bleibt und
von ihrer Landkarte niemals ver-
schwindet. Wir schreiben und nen-
nen es zusammen mit anderen,
nicht weniger achtenswerten Na-
men von Völkern und Staaten. Wir
möchten, daß auch die anderen von
uns mit Achtung sprechen“ (Justinas
Marcinkevicius, Nationaldichter).

Nach der zweiten nationalen
Wiedergeburt Litauens im Jahr 1990
beginnt für das Land eine neue Ära.
Im Referendum von 2003 sprach
sich die Mehrheit der Bevölkerung
Litauens (90 Prozent) für den Bei-
tritt des Landes zur Europäischen
Union aus. Im Jahre 2004 wurde Li-
tauen Mitglied der EU und der Na-
to. Es ist aktives Mitglied in über 60
internationalen Organisationen.

Mit der Wiederherstellung der
Unabhängigkeit Litauens im Jahr
1990 veränderte sich der Feiertags-
kalender erheblich. Drei Feiertage
sind in der Feiertagsliste hervorzu-
heben: 16. Februar, Unabhängig-
keitstag, der Tag der Verkündung
der Unabhängigkeitserklärung Li-
tauens im Jahr 1918 ist heute der
Nationalfeiertag Litauens. 11. März,
Tag der Wiedererlangung der Staat-
lichkeit Litauens. Am 11. März 1990
hatte das neue Parlament Litauens
die Kontinuität der litauischen Re-
publik von 1918 und den Beschluß
über die Wiederherstellung der
staatlichen Unabhängigkeit des Lan-
des verkündet. 6. Juli, Staatsgrün-
dung (6. Juli 1253), Krönung des
Mindaugas (einziger König Litau-
ens). An diesen Tagen wird die Na-
tionalflagge durch Geschäfte, Büros
und private Haushalte gehißt. Der
16. Februar wird durch Abhaltung ei-
nes Festaktes und Verleihung von
Auszeichnungen an die Bürger Li-
tauens und des Auslands für deren
Verdienste um Litauen sowie zahlrei-
che Konzertveranstaltungen für die
Öffentlichkeit begangen. 

Von Jean Auguste Joseph Welter, 
Außerordentlicher und Bevoll-
mächtigter Botschafter des
Großherzogtums Luxemburg

Wie in den meisten Monarchien
wird in Luxemburg am Natio-

nalfeiertag der offizielle Geburtstag
des Monarchen gefeiert. Im Jahre
1961 wurde wegen der klimatisch
ungünstigen Jahreszeit beschlossen,

die öffentlichen Feierlichkeiten auf
den 23. Juni zu verlegen:  Großher-
zogin Charlotte (1896–1985), die im
Jahre 1919 den Thron bestieg, war
am 23. Januar geboren worden.

Diese Regelung wurde beibehal-
ten, als ihr Sohn Großherzog Jean,
geboren am 5. Januar 1921, am
12. November 1964 den Thron be-
stieg und ebenfalls als Großherzog
Henri, geboren am 16. April 1955,
ihm im Jahre 2000 nachfolgte.

Die Feierlichkeiten beginnen je-
weils am Vorabend, wo sich das

großherzogliche Paar beziehungs-
weise der Erbgroßherzog in ver-
schiedene Gemeinden des Landes
begeben. 

An demselben Abend findet in
der Hauptstadt ein von den Lokal-
Vereinen organisierter Fackelzug
statt, an dem die Großherzogliche
Familie teilnimmt, sowie anschlie-
ßend ein großes Feuerwerk über
dem Petruss-Tal.

Am Vorabend des Feiertages hält
auch der Premierminister eine An-
sprache, die im öffentlichen Fernse-

hen gesendet wird; der Bürgermei-
ster der Stadt Luxemburg seinerseits
gibt einen Empfang für das Diplo-
matische Corps.

Am Morgen des 23. Juni erfolgt
die Militärparade in Luxemburg-
Stadt gefolgt von einem „Te Deum“
in der Kathedrale von Luxemburg,
an dem die Großherzogliche  Fami-
lie, die höchsten Autoritäten des
Landes und das Diplomatische
Corps teilnehmen. Ein offizielles
Mittagessen der Regierung und fest-
liche Empfänge im Palais schließen
diese Feierlichkeiten ab.

Von Peter P. van Wulfften Palthe,
Botschafter des Königreichs der
Niederlande

Am niederländischen National-
feiertag, dem ‚Koninginnedag‘,

wird der offizielle Geburtstag unse-
rer Königin gefeiert. Der 30. April
war der Geburtstag der verstorbe-
nen Königin Juliana. Zwar feiert Kö-
nigin Beatrix ihren Geburtstag am
31. Januar, doch seit ihrer Thronbe-

steigung hat sie ihrer Mutter zu Eh-
ren an dem 30. April als ‚Koningin-
nedag‘ festgehalten. Das meist ange-
nehme Frühlingsklima ermöglicht
dann ein landesweites Volksfest un-
ter freiem Himmel. Die Königin be-
sucht jedes Jahr eine Stadt und ein
Dorf, wo sie den Tag gemeinsam mit
den Bürgern begeht. Zahlreiche
Freiluftaktivitäten wie Paraden, The-
ater und Musik werden von allen
Bevölkerungsschichten organisiert.
Sport und altholländische Spiele
finden im ganzen Land statt. Vor al-
lem aber der „Vrijmarkt“, eine Art
nationaler Flohmarkt, bei dem sich
meist Kinder als Händler betätigen
und sich durch den Verkauf von
Spielzeug, Kleidung und Hausrat
zusätzliches Taschengeld verdie-
nen, zeichnet diesen Tag aus. Eine
Miniaturversion des famosen
niederländischen Handelsgeistes al-
so.

Die Verbindung zwischen dem
Haus Oranien-Nassau und dem Ge-
biet der heutigen Niederlande
reicht über 600 Jahre zurück. Erst
seit 1815 ist unser Land eine konsti-
tutionelle Monarchie mit dem Haus
Oranien-Nassau als Königshaus.
Aus „Oranien“ ergibt sich die Natio-
nalfarbe der Niederlande: Orange,
eine Farbe die am Festtag der
Niederlande allgegenwärtig ist.

Von Dr. Andrzej Byrt, 
Botschafter der Republik Polen

Am 3. Mai 1791 wurde vom pol-
nischen Sejm die in der Welt

nach der amerikanischen zweite
und in Europa erste niedergeschrie-
bene Verfassung verabschiedet, die
– um es mit den heute geläufigen
Begriffen auszudrücken – das Prin-
zip des Rechtsstaates und der Ge-
waltenteilung anerkannte. Zwei Ta-
ge später wurde der 3. Mai zum
Feiertag erklärt. Infolge der drei Tei-
lungen Polens durch Preußen, Ruß-
land und Österreich verschwand Po-
len 1795 endgültig von der Karte
Europas und erlangte seine Souve-
ränität erst mit dem Ende des Ersten
Weltkrieges 1918 wieder. Der Tag
der Verabschiedung der Verfassung
vom 3. Mai wurde zum National-
feiertag. Nach dem Zweiten Welt-
krieg durch das kommunistische
Regime verboten, darf der 3. Mai
erst seit 1990, seit der demokrati-
schen Wende, wieder feierlich be-
gangen werden. Zum Gedenken an
die fortschrittliche Verfassung vom
3. Mai legen die höchsten Staatsre-
präsentanten Polens wie Präsident
und Sejmmarschall am Grab des
Unbekannten Soldaten in Warschau
Kränze nieder. 

Der Nationalfeiertag ist Anlaß zu
kulturellen und wissenschaftlichen
Veranstaltungen mit historischem
Bezug auf die Epoche der Verab-
schiedung der Verfassung, Anlaß
zur Verleihung hoher Verdienstor-
den u.nd ähnlicher Initiativen.

In Deutschland gedenken wir der
Verfassung vom 3. Mai zusammen
mit unseren zu feierlichen Konzer-
ten polnischer Musik eingeladenen
Gästen, namhaften Repräsentanten
des deutschen politischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Le-

bens, in Deutschland akkreditierten
Diplomaten, Vertretern der hier le-
benden Polen und mit Polens Freun-
den.

Von Dr. Werner Braun,
Schweizerischer Botschafter

Im Jahr 1291 haben sich die drei
Kantone Uri, Schwyz und Unter-

walden auf der Rütliwiese am Vier-
waldstättersee mit dem sogenannten
„Rütli-Schwur“ verbündet. Ziel die-
ser Verbindung war, sich von der
Herrschaft der Habsburger zu be-
freien. Aus dieser „Eidgenossen-
schaft“ heraus entstand in den fol-
genden Jahrhunderten die Schweiz.
Zur Erinnerung an den Bund der
Urkantone wurde 600 Jahre später,
im Jahr 1891, der 1. August als
Schweizer Nationalfeiertag einge-
führt. Erst seit 1994 ist der 1. August
in der ganzen Schweiz ein arbeits-
freier Tag, nachdem eine entspre-
chende Volksinitiative angenommen
wurde.

Der Schweizer Nationalfeiertag ist
ein großes Volksfest, das hauptsäch-
lich in den Gemeinden gefeiert
wird. Daneben findet auf der Rütli-
wiese auch eine offizielle Veranstal-
tung mit einer Festrede des
Bundespräsidenten oder der
Bundespräsidentin statt. Häuser
werden mit Papierlampions, Kan-
tons- und Schweizerfahnen ge-
schmückt. Die Kinder freuen sich
auf das alljährliche Feuerwerks-
spektakel und das 1.August-Feuer. 

Die Festlichkeiten werden von
kulturellen Darbietungen und Fest-
reden von regional oder national be-
kannten Persönlichkeiten begleitet.
Beim Einbruch der Dunkelheit sind
auf Bergkuppen und Hügeln meter-
hohe Höhenfeuer zu sehen. Die aus
der Distanz sichtbaren Flammen er-
innern an die brennenden Burgen
nach der Befreiung aus der Knecht-
schaft und symbolisieren Zu-
sammengehörigkeit. 

Von Dr. Boris Lazar, 
Botschafter der 
Tschechischen Republik

Am 1. Januar wird Neujahr gefei-
ert und gleichzeitig der Tag der

Erneuerung des selbständigen
tschechischen Staates im Jahre
1993. Der 1. Mai ist der Tag der Ar-
beit. Der 8. Mai – Tag der Befreiung
von der deutschen Besatzung – er-
innert an das Ende des Zweiten
Weltkrieges in der Tschechoslowa-
kei. 

Der 5. Juli ist zu dem Tag der sla-
wischen Glaubensapostel Cyril
(Konstantin) und Method geworden
– die um das Jahr 863 in Mähren
eintrafen und hier begannen, Litur-
gie in slawischer Sprache durchzu-
setzen, die allen Schichten der Be-
völkerung verständlich war. 

Es folgt der 6. Juli – Tag des Flam-
mentodes des Meisters Jan Hus – er
wurde am 6. Juli 1415 als vermeint-
licher Ketzer verbrannt. Der 28.

September – Tag der tschechischen
Staatlichkeit – erinnert an die Er-
mordung des Fürsten Wenzel am
28. September 929 oder 935. Er
wurde heiliggesprochen und wurde
später zum Symbol der Staatlichkeit
und ihrer Kontinuität und zum
himmlischen Patron des Landes. 

Am 28. Oktober wird der Tag der
Entstehung des unabhängigen
tschechoslowakischen Staates – am
28. Oktober 1918 – mit Tomas Gar-
rague Masaryk als dem ersten Präsi-
denten gefeiert. 

Der 17. November ist der Tag des
Kampfes für Freiheit und Demokra-
tie – Anfang der samtenen Revolu-
tion. Am 17. November 1989 (zum
50. Jahrestag der Hinrichtung von
neun tschechischen Repräsentanten
der Studentenbewegung und der
Schließung der Universitäten durch
das nationalsozialistische Deutsch-
land) fand eine große Demonstra-
tion von Studenten statt, die die Po-
lizei brutal auseinandertrieb. Die
Parallelen zwischen dem Vorgehen
der nationalsozialistischen und
kommunistischen Repressivkräfte
riefen eine gewaltige Empörung der
Öffentlichkeit hervor. Die Bevölke-
rung begann zu protestieren. Der
Streik der Studenten und der Thea-
ter, der am Montag, dem 19. Novem-
ber, begann, leitete die sogenannte
sanfte Revolution ein. 

Von Dr Sándor Peisch, 
Außerordentlicher und 
Bevollmächtigter Botschafter der
Republik Ungarn

In unserem Lande, in der Repu-
blik Ungarn, gedenkt man – seit

der Wende 1989/90 – dreier Natio-
nalfeiertage. Der 15. März ist der
Gedenktag des Beginns der Revolu-
tion und des Freiheitskampfes 1848
bis 1849, der Geburtstag des mo-
dernen parlamentarischen Un-
garns. Der 20. August ist zu Ehren
des Staatsgründers, Stephan des
Heiligen, der offizielle Staatsfeiertag.
Der 23. Oktober ist der Beginn der
Revolution und des Freiheitskamp-
fes 1956, sowie der Tag der Prokla-
mation der Republik Ungarn im Jahr
1989. 

Beim feierlichen Begehen dieser
Feiertage gibt es Rituale, die für alle
drei Nationalfeiertage charakteri-
stisch sind. In den Morgenstunden
wird die Staatsflagge vor dem Parla-
ment feierlich gehißt, es werden
überall im Lande Kundgebungen
veranstaltet, wo Politiker ihre Ge-
danken zum Nationalfeiertag, zur
Lage der Nation, des Landes formu-
lieren. Aus dem Anlaß des Feierta-
ges werden staatliche Auszeichnun-
gen überreicht und zentrale Feiern
organisiert. 

Dabei hat der 20. August einen
besonderen Stellenwert. Dieser
Feiertag wird, und nicht erst seit der
Wende, besonders in Ehren gehal-
ten. Überall im Lande finden Volks-
feste statt, und als feierlicher Aus-
klang wird am Abend in Budapest
ein großes Feuerwerk veranstaltet,
das durch die zeitgleiche Fernseh-
übertragung für alle Magyaren ein
bleibendes Erlebnis wird. 

Wie sich Nationen feiern
Wo ist Deutschland? Ein Blick auf die Feiertagstraditionen
anderer Länder wirft ein fahles Licht auf den 3. Oktober

Der 3. Oktober ist ein selt-
sam blasser „Nationalfeier-
tag“ geblieben. Von Freude,
gar Euphorie ist kaum etwas
zu spüren. Nur beim allerer-
sten Mal, als am 3. Oktober
1990 das Volk zusammen-
strömte, lag über dem Tag
der Deutschen Einheit das
Gefühl des großen histori-
schen Moments. Doch dann
machte sich die Politik an
die künftige Ausgestaltung
des Tages – der National-
feiertag verlor seine Aura.

Ort der offiziellen Feiern
ist seitdem jedes Jahr ein
anderer, nämlich die Haup-
stadt des Bundeslandes, das
gerade den Vorsitz im
Bundesrat innehat. 

So wurde 2002 in Berlin
gefeiert, 2003 in Sachsen-
Anhalts Metropole Magde-
burg und 2004 im thüringi-

schen Erfurt. Dieses Jahr ist
Potsdam an der Reihe. Mit
der verordneten Wander-
schaft sollte einem „Berliner
Zentralismus“ vorgebeugt
werden. 

Die Deutschen ließen sich
das Feiern ihrer Einheit von
dieser ideologischen Ver-
renkung nicht vermiesen.
Mit einer Fülle an Ideen ge-
stalten sie alljährlich das
große Fest. Die Länder wer-
ben für sich als Reiseziel,
Musik und Trachten aus
dem In- und Ausland wer-
den vorgeführt, Wirtschaft
und Wissenschaft aus allen
Teilen der Republik stellen
sich vor.

Doch wo ist das Verbin-
dende, wo ist Deutschland
als Ganzes zu erleben? So-
gar als der Tag 2002 in der
Hauptstadt Berlin stand-

fand, mußte sich der Besu-
cher das offiziell gefeierte
„Deutschland“ sozusagen
dazudenken: Er begegnete
Bayerns Lokalkolorit und
den Weinstuben des Saar-
lands, thüringischer Küche
und Informationen aus
Brandenburg auf der einen
sowie allerlei internationa-
len Darbietungen von „Afro-
brasilianischer Vielfalt“ bis
zu „Chinesischem Löwen-
tanz“ auf der anderen Seite. 

Deutschland? Das präsen-
tierte sich als leerer Raum
zwischen dem Kleinklein
seiner Regionen, der inter-
nationalen Folklore und
dem Einerlei der globalen
Spaßkultur. 

Wie aber begehen andere
europäische Staaten ihren
Nationalfeiertag? Die Bot-
schafter unserer Nachbarn

stellen in der Preußischen
Allgemeine Zeitung ihre
Feiertagstradition vor.

Die historischen Anlässe,
derer dabei gedacht wird,
sind durchaus unterschied-
lich: Oftmals sind es
Staatsgründungen oder
Wiedergründungen, an die
sich die Menschen erin-
nern. Monarchien feiern
den Geburtstag ihres
Staatsoberhaupts, an-
dernorts stehen bedeutende
Heilige im Mittelpunkt. 

Eines jedoch ist allen Na-
tionalfeiertagen gemein:
Nicht Besonderheiten von
Teilregionen stehen im
Mittelpunkt, sondern das,
was die Nation als Gesamt-
heit zusammenführt, was
allen gleich viel gilt, egal,
aus welcher Ecke des Vater-
landes sie stammen.

Buntes Einerlei und regionale Folklore: Rockgruppe „Die Prinzen“ (links), Trachtengruppe 2003 in Magdeburg 

3. Oktober 1990: Tausende jubelnder Menschen vor dem Reichstag Fotos: (3) pa

Spaßkultur zum Tag der Einheit: Blumenfeen in Magdeburg, Würstchenbuden in Berlin Fotos: (1) ddp, (1) vario-press
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Von Hans-Georg WIECK

Von zentraler Bedeutung für
die Politik der Bundesregie-
rung gegenüber und mit der

DDR-Führung mußte die indirekte
Kommunikation mit der Bevölke-
rung im anderen Teil Deutschlands
sein. Die Bundesregierung verfolgte
dieses Ziel mit „der Politik der klei-
nen Schritte“ und der Politik der
„menschlichen Erleichterungen“.
Aber welche politischen Unterströ-
mungen gab es in diesem durch die
Mauer und das Unterdrückungs-
system an freier Meinungsäuße-
rung und an freier Bewegung in
Deutschland und Europa gehinder-
ten Teil Deutschlands? Wohin ten-
dierten die Menschen, wenn sie ei-
ne freie Wahl haben würden?

Bei Übernahme des Amtes, so for-
mulierte ich in meinem persön-
lichen Abschlußbericht über die
fünf Jahre meiner Tätigkeit [als Prä-
sident des Bundesnachrichtendien-
stes (BND), Anm. der Redaktion] in
Pullach, hatte ich die Empfindung,
daß die BND-Berichterstattung über
die DDR unter dem Eindruck einer
sehr kritischen Aufnahme der BND-
Recherchen durch die Bundesregie-
rung betrieben wurde. Die Kritiker
konnte ich vor allem in der DDR-Ab-
teilung im Bundeskanzleramt und in
der Ständigen Vertretung der
Bundesrepublik Deutschland in
Ost-Berlin ausmachen. Es gab nur
sporadische Kontakte.

Die Bundesregierung stellte auf
die grundsätzliche Stabilität der
DDR ab, ja auf die Dauerhaftigkeit
derselben und hielt die Berichte
des Dienstes über eine große Zahl
von Übersiedlungswilligen für
übertrieben. In der Einschätzung
der wirtschaftlichen Kraft hatte die
DDR den Ruf, das sozialistische Sy-
stem – falls es schon irgendwo eini-
germaßen funktionieren würde –
konsequent und daher unter den
gegebenen ideologischen Rahmen-
bedingungen „erfolgreich“ zu ver-
wirklichen. Dabei wurde überse-
hen, daß dieses „Funktionieren“
dank der Unterstützung aus der
Bundesrepublik Deutschland und
im Wege des Raubbaus an der Sub-
stanz der Volkswirtschaft der DDR
erreicht wurde.

Die Meinungen und Haltungen
der Bevölkerung waren nur punk-
tuell bekannt. Ich habe deshalb im
Jahre 1985 eine Art Fragebogen
entwickeln lassen, der systematisch
bei Befragungen von Bürgern aus
der DDR benutzt wurde. Die Aus-
wertungen der Fragebögen wurden
als „Psycho-politische Lageberich-
te“ in Abständen von sechs Mona-
ten an die Bundesregierung und an
andere Regierungen und Nachrich-
tendienste gegeben.

In diese Fragebogen wurde auch
die Haltung zur Wiederherstellung
der deutschen Einheit erkundet,
ebenso der Wunsch nach Reise-
möglichkeiten sowie Übersied-
lungsabsichten in die Bundesrepu-
blik. Wir fragten zudem nach dem
Ausmaß, in dem die westdeutschen
Medien verfolgt werden können
(Zeitungen, Hörfunk und Fernse-
hen). Überdies wollten wir wissen,
inwieweit sich die Menschen mit
der DDR identifizierten. 

Zur Überraschung nicht weniger
stellte sich fortlaufend heraus, daß
die Bevölkerung an der Wiederver-
einigung festhielt, aber wegen der
sowjetischen Interessenlage in ab-
sehbarer Zeit keine Chance für die
Verwirklichung der staatlichen Ein-
heit sah. In vielem hatte die Bevöl-
kerung die Haltung, wie man sie
gegenüber Besatzungsmächten ein-
nimmt – daß eben auf einer höhe-
ren strategischen Ebene die wich-

tigsten Entscheidungen getroffen
werden, und zwar unabhängig von
dem nationalen Empfinden der
Menschen, insbesondere der Deut-
schen. Deutlich wurde die Forde-
rung gestellt, die doppelte Staatsan-
gehörigkeit in Deutschland nicht zu
akzeptieren. Die Annahme dieser
DDR-Forderung würde eine Ver-
schlechterung des „Anspruchs“ auf
freies Reisen in den „Westen“ – in
die Bundesrepublik Deutschland –
zur Folge haben, so die geäußerte
Befürchtung.

Mit der Zeit nahm in Bonn die
Akzeptanz der Ergebnisse dieser
Befragungsaktionen zu. Zögernd
blieben die Verantwortlichen hin-
sichtlich der Erkenntnisse zu den
Zahlen der Übersiedler-Anträge,
die der Bundesnachrichtendienst
in Millionenhöhe schätzte, wäh-
rend die evangelischen Kirchen in
der DDR versuchten, die Zahlen
herunterzuspielen. Der SED-Zen-
trale  lagen die Berichte der SED-
Bezirksleitungen vor, die dem BND
als Quelle dienten. Die Behandlung
dieser Frage in den SED-Gremien
zeigte, wie die SED-Basis mit der
wohl nicht auszuschließenden Zu-
spitzung der Übersiedlungswelle

psychologischen Druck „nach
oben“ ausüben wollte. In der SED-
Führung unter Honecker – und der
Dienst sprach in Bezug auf das Po-
lit-Büro stets von der „SED-Beton-
Riege“ – herrschte die Auffassung
vor, daß sich der Reformkurs von
Gorbatschow in Moskau nicht hal-
ten werde. Die DDR-Führung sah
sich in der Rolle des Gralshüters
der reinen Lehre. Falls es jedoch in
der Sowjetunion oder anderen
Warschauer-Pakt-Staaten Reform-
vorhaben gebe, entspreche dieses
Bedürfnis offenbar den sozialpoliti-
schen und wirtschaftlichen Bedin-
gungen der jeweiligen Länder. Für
analoge Reformschritte in der DDR
bestehe keine Notwendigkeit, da es
sich schon jetzt um ein an der Pro-

duktivität ausgerichtetes sozialisti-
sches System handle, das zuneh-
mend auch Bürgernähe entwickle.

Für Honecker war es eine herbe
Enttäuschung, als er bei den Jubi-
läumsfeiern der DDR anläßlich ih-
res 40jährigen Bestehens Anfang
Oktober 1989 erfuhr, daß die so-
wjetische Führung der SED im Fal-
le der Anwendung von Gewalt ge-
gen die Bürger (Peking-Modell)
keine Hilfe leisten werde und daß
die Reformpolitik auch in der DDR
unvermeidbar sei.

Über die Entwicklungen in der
DDR hat der Bundesnachrichten-
dienst auftragsgemäß vielfältig be-
richtet und dabei der fortbestehen-
den Bindung der Bevölkerung an
den Gedanken der Wiedervereini-
gung, dem hohen Maß der West-
orientierung der Menschen und
der Rolle der Kirche als Schirmher-
rin von Freiräumen gegenüber dem
allgewaltigen SED-Regime stets ho-
he Bedeutung eingeräumt.

Darüber hinaus hatte selbstver-
ständlich die militärische Aufklä-
rung über die Streitkräfte des War-
schauer Pakts in der DDR und im
mitteleuropäischen Raum sowie in
den sowjetischen Westbezirken
stets eine hohe Priorität.

Zunehmend stellte der Bundes-
nachrichtendienst auch die statisti-
schen Angaben der DDR über ihre
Wirtschaftsentwicklung in Frage –
und zwar auf der Grundlage quali-
fizierter Aussagen von übergewech-
selten Fachleuten und aufgrund ei-
nes differenzierten Bewertungs-
systems der statistischen Angaben
des Regimes.

In einer von mir vorgenommenen
Zusammenstellung von Thesen
zum Wandel in Ost- und Mitteleu-
ropa im Jahre 1988 heißt es zur
DDR-Wirtschaft zusammenfassend:

Die Investitionsrate hat infolge
starker Aufwendungen des Staates
für seine eigenen Zwecke (Partei,
Geheimdienst, Verwaltung, Armee)
einen wachsenden Abstand zum
Niveau der Bundesrepublik entste-
hen lassen. Die Produktivität hat
darüber hinaus infolge schlechter

Produktauswahl, schleppender Zu-
lieferungen und infolge des Fehlens
kostenbewußter Betriebsabläufe ei-
nen weiteren Rückschlag erlitten.
Die finanzielle Situation der Ge-
samtwirtschaft ist schlechter, als

die Bilanzen der Bank für interna-
tionalen Zahlungsausgleich für die
DDR vorspiegeln.

Die mit der Auswertung der Be-
richte befaßte Fachebene des Dien-
stes hat sehr lange an dem Gedan-
ken festgehalten, daß das Regime
unter allen Umständen zur
Aufrechterhaltung des Staates in
der Lage sein werde. Vom Potential
her betrachtet ist das richtig. Das
wissen wir heute noch besser als
damals. Die Mitarbeiter des BND
haben in dieser Frage den Faktor
„Sowjetunion“ als möglichen Ver-
ursacher für Reformprozesse in der
DDR und die Verweigerung von mi-
litärischer Hilfe im Notfall aus
Gründen vernachlässigt, die Jahr-
zehnte hindurch relevant gewesen
waren, aber eben nicht mehr nach
1985.

Es ist auch eine Antwort auf die
Frage zu geben, ob die sowjetische
Führung von der im Herbst 1989
eintretenden Dynamik des Reform-
prozesses und des Drängens nach
deutscher Einheit überrascht wor-
den ist. Eine Äußerung Gorbat-
schows sollte in diesem Zusammen-
hang in Erinnerung gerufen werden,
daß er nämlich der Auffassung sei,
daß die Bevölkerung der DDR sich
nicht mit dem Versuch aufhalten
werde, eine „in einem zweiten deut-
schen Staat bessere, humanere Form
des Sozialismus als bisher“ zu er-
richten, sondern sofort und vollstän-
dig die Integration in die soziale und
wirtschaftliche Struktur der
Bundesrepublik Deutschland an-
streben werde. 

Auch bei einem etwas weniger
günstigen Szenario als dem der

Maueröffnung am 9. November
1989 wäre die DDR finanziell zu-
sammengebrochen. Dann wäre
eben diese sich verschlechternde
Lage zum treibenden Motor der ra-
schen Vereinigung geworden, da
die Sowjetunion nicht mehr in der
Lage war, die DDR finanziell zu
stützen, und die Bundesrepublik
Deutschland einer DDR keine Fi-
nanzspritzen zur Stützung des
Unterdrückungsregimes hätte ge-
währen können, die von politi-
schen, auf die Einheit Deutsch-
lands ausgerichteten Demon-
strationen erschüttert wird. Zu
langwierigen Verhandlungen, die
vielleicht von Briten und Franzosen
gewünscht wurden, hätte es auch
unter solchen Rahmenbedingun-
gen, welche die Gewaltanwendung
nicht ausschlossen, nicht kommen
können.

Es ist unbestritten, daß die So-
wjetunion bei ihrem eigenen Re-
formprozeß und im Zusammen-
hang ihrer konstruktiven Haltung
in der Deutschlandfrage und der
Förderung der Reformprozesse in
Mitteleuropa auch die eigenen Be-
mühungen im Auge hatte, im We-
sten Kapital für die tiefgreifenden
Veränderungen in der Sowjetunion
zu aktivieren. 

Der BND stellte den internationa-
len Organisationen (OECD, Welt-
bank, Internationaler Währungs-
fonds) Unterlagen zu diesen Fragen
zur Verfügung. Die unübersichtli-
che Situation in der Sowjetunion
machte es jedoch den Regierungen
wie auch den internationalen Orga-
nisationen sehr schwer, einen Kurs-
wechsel gegenüber Moskau rasch
herbeizuführen. Bekanntlich hat es
später Kritik an angeblicher west-
licher Zurückhaltung bei der finan-
ziellen Unterstützung des sowjeti-
schen Transformationsprozesses
gegeben.

Der BND war also frühzeitig infor-
miert über den sich schnell veren-
genden Spielraum der DDR-Füh-
rung zwischen der sich ver-
schlechternden Lage im Innern ei-
nerseits und den für sie bedroh-
lichen Reformimpulsen aus Moskau
andererseits, mit denen die Weige-
rung des Kreml einherging, dem
SED-Regime im Notfall mit Waffen-
gewalt aus der Bredouille zu helfen.
Der unterschwellige Wille der Men-
schen war bekannt, während die
veröffentlichte Meinung in der
Bundesrepublik allzusehr auf das
Wort von DDR-Dissidenten hörte,
welche eine eigenständige „DDR mit
menschlichem Antlitz“ fortschrei-
ben wollten. Ihre Auffassung war of-
fensichtlich nicht repräsentativ.

Wenn der Bundesnachrichten-
dienst über den wirtschaftlichen
Verfall der DDR so genau im Bilde
war wie beschrieben, wie konnte es
dann zu den unübersehbaren Fehl-
einschätzungen der bundesdeut-
schen Staatsführung kommen, die
die Wirtschaftskraft des SED-Staats
offensichtlich bei weitem über-
schätzt hatte? Nun, in den „Berich-
ten an den Bundestag zur Lage der
Nation“ verwendete die Bundesre-
gierung von 1969 an das statisti-
sche Material der DDR, in dem die
ökonomische Situation weit günsti-
ger geschildert wurde als sie es war.
Auch UN und OECD verwendeten
dieses Material. Allein die Nato
verließ sich hier auf die Erkennt-
nisse westlicher Nachrichtendien-
ste. Interessant wäre es, die Analy-
sen der Ständigen Vertretung
Bonns in Ost-Berlin mit denen des
BND einmal zu vergleichen.

Dr. Hans-Georg Wieck war von
1985 bis 1990 Präsident des
Bundesnachrichtendienstes (BND)

Montagsdemonstrationen 1989: Hundertausende DDR-Bürger forderten Reformen und freie Wahlen Foto: pa

Bundesregierung griff statt
auf BND-Daten 

auf DDR-Zahlen zurück 

Gorbatschow verweigerte
dem SED-Regime 

1989 militärische Hilfe

DDR-Bewohner hielten an Einheit fest
Bundesnachrichtendienst hatte ein realistisches Lagebild / SED-Regime wäre 1989 finanziell zusammengebrochen
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Willy Lütcke (1905–1982), dem
zu seinem 100. Geburtstag ge-

rade eine Ausstellung seiner Werke
im Museum Haus Hansestadt Danzig
in Lübeck gewidmet ist, war nicht
nur Bildhauer und Maler, sondern
auch exzellent auf dem Gebiet der
Gebrauchsgrafik. In diesem Gewerbe
war er Handwerker-Künstler und
wußte um die merkwürdige Position
zwischen Kunst und Konsum. Er
liebte die Kunst auch in diesem Me-
tier, einer schnell wechselnden
Kunst für den Tag. Doch er blieb ins-
geheim Ästhet des Alltags, dem auch
eine Schuhwichsdose nicht zu gering
war, um auf ihr der Lust schöner Ge-
staltung Lauf zu lassen. Und letz-
tendlich mußte auch er Geld verdie-
nen.

Von Willy Lütcke stammen die Ent-
würfe des Blockpaares zur ersten
Danziger Landespostwertzeichen-
ausstellung „DAPOSTA“ vom Juni
1937, die zu den schönsten Briefmar-
kenausgaben in der fast 20jährigen
Geschichte der Freien Stadt Danzig
gehören. Sie wurden im Buchdruck
von der Firma Julius Sauer auf Was-
serzeichenpapier in zwei Farbvarian-
ten und einer Auflage von 140000
beziehungsweise 530000 Blocks ge-
druckt. Der Nominalwert betrug 50
Pfennig, sie wurden jedoch für einen
Gulden bei den Postämtern und der
Ausstellung verkauft. Ein Ersttags-
brief vom 6. Juni 1937 wertet heute
im Katalog 150 Euro, auf Brief mit

der ersten Farbvariante je 130 Euro,
mit der zweiten jeweils 75 Euro. Ein
Plattenfehler des ersten Blocks mit
postfrischer Erhaltung ohne Falz
wird mit 600 Euro angegeben. Der
erste Block in schwarzgrüner Farbe
zeigt in klaren Linien dominierend
die Marienkirche, flankiert vom
Rechtstädtischen Rathaus und der
Langen Brücke vom Krantor bis zum
Schwanenturm. Der schwarzblaue

zweite Block zeigt St. Marien aus der
Vogelperspektive, daneben das Jun-
kers-Flugzeug W 33. Beide Marken
tragen auch das Danziger Wappen
und in schöner Frakturschrift die
Landesbezeichnung.

Lütckes Marken können nicht mit
den ebenfalls schönen Briefmarken
der Guldenwerte von Professor Ber-
thold Hellingrath aus dem Jahre
1924 konkurrieren. Der 28 Jahre älte-
re Hellingrath – somit einer anderen
Generation angehörend – lieferte

brillante, doch traditionelle Feder-
zeichnungen. Lütcke hatte durch Ru-
dolf Koch moderne Impulse empfan-
gen, verfiel jedoch nicht in Epigonie.
Seine rationale Sachlichkeit zeigt
nicht nur einem Briefmarkenfreund
wesenhaft und geistig die Danziger
Oberpfarrkirche. Lütcke hat sich
mehrfach an Ausschreibungen zur
Freimarkengestaltung beworben. Die
beiden Blockausgaben waren der er-
ste und einzige Entwurf, der von der
Danziger Landespostdirektion ange-
nommen wurde. Sie sind auch in der
Ausstellung zu sehen. 

Ein kleines Format wie eine Brief-
marke war zu keiner Zeit ein wirkli-
ches Kriterium für die Qualität eines
Kunstwerks. Was Lütcke mit Stift, Fe-
der oder Pinsel dem Papier anver-
traute, ist nicht anders zu beurteilen
als dasjenige, was durch Gewohnheit
oder Konvention den Namen Bild er-
halten hat. Willy Lütcke hat daher
mit seiner Gestaltung der beiden
Blockausgaben einen wesentlichen
Beitrag zur Kunst, zur Ästhetik und
zur Typographie des 20. Jahrhun-
derts geliefert.

Die Ausstellung „Willy Lütcke –
Danziger Maler, Bildhauer und Gra-
fiker“ mit Ölgemälden, Zeichnungen
und Grafiken im Lübecker Museum
Haus Hansestadt Danzig, Engelsgru-
be 66, ist bis zum 30. November zu
sehen. Geöffnet montags bis freitags
von 10 bis 12 Uhr. Dieter W. Leitner

Zwischen Kunst und Konsum
Haus Hansestadt Danzig in Lübeck würdigt das Schaffen von Willy Lütcke

Postwertzeichen von Willy Lütcke
aus dem Jahr 1937: Die Briefmarke
zeigt St. Marien in Danzig und eine
Junkers W 33. Foto: Archiv

Nationalschätze
Von Luther zum Bauhaus“ heißt

die aktuelle Ausstellung der Kon-
ferenz Nationaler Kultureinrichtun-
gen. In einer in dieser Größenord-
nung bisher unerreichten Präsentation
werden rund 600 hochkarätige
Sammlungsgegenstände – unter ih-
nen auch dieses (siehe oben) Frie-

drich den Großen zeigende Gemälde
von Antoine Pesne – auf 2000 Qua-
dratmetern inszeniert. Die Ausstel-
lung ist noch bis zum 8. Januar 2006
in der Kunst- und Ausstellungshalle
der Bundesrepublik Deutschland,
Friedrich-Ebert-Allee 4, 53113 Bonn,
Telefon (02 28) 91 71-0, zu sehen.

Foto: Prestel Verlag

Ostpreußenthemen erhalten
in diesem Herbst 60 Jahre
nach „Flucht und Vertrei-

bung“ eine mediale Aufmerksam-
keit wie kaum zuvor. Phoenix zeigte
die „letzten Königsberger in Kali-
ningrad“, der Norddeutsche Rund-
funk „Ostpreußens Wälder“. Auch
wenn manche Beiträge, wie un-
längst in der „Zeit“, noch unter der
Überschrift „Befreiung“ die grausa-
men letzten Kriegstage bearbeiten,
fällt der überwiegend unideolo-
gisch-neugierige Ton neuerer Doku-
mentationen angenehm auf. 

So auch die neue dreiteilige Reihe
„Als die Deutschen weg waren“ im
Westdeutschen Rundfunk (WDR).
Zum Auftakt der Dokumentations-
serie über die Vertreibung der Deut-
schen und die Folgen zeigt der WDR
am 3. Oktober, 20.15 Uhr, beispiel-
haft für Ostpreußen das Schicksal
des Ortes Tollmingkehmen nahe der
Rominter Heide. Der Autor, des
45minütigen Films, Christian
Schulz, stellt mit seiner Leipziger
Produktionsgesellschaft „le vision“
Beiträge für die ARD her, so „Soko
Leipzig“ sowie die dreiteilige Doku-
mentationsreihe „Die 20er Jahre“.
Sie startet am 10. Oktober (ARD).
Die Beiträge zu „Soko Leipzig“ wur-
den jüngst für den Deutschen Fern-
sehpreis („Beste Serie“) nominiert. 

Die Folgen der Serie „Als die
Deutschen weg waren“ sollen pro-
grammatisch Fragen nach den Ge-
fühlen von Besatzern und Besetzten
stellen. Hab und Gut, Umgang der
neuen Bewohner „mit der Vergan-
genheit des fremden Ortes“, Schick-
sal in Flucht und Vertreibung sollen
bewußt dargestellt werden. Brisantes
soll zur Sprache kommen: „Wie er-
ging es den Deutschen, die sich wei-
gerten zu gehen und sich gezwun-
gen sahen, Tschechen oder Polen zu
werden?“. Bewußt auf die Fragen der
jungen Generation in Polen, Tsche-
chien und im russisch verwalteten
Königsberger Gebiet verspricht die
Serie einzugehen. Ihnen sei „nie die
Wahrheit gesagt worden“, heißt es in

der Ankündigung des WDR. Dieser
Ansatz „das unerledigte historische
Gepäck“ aus der Blickrichtung von
„Flüchtlingen, Angesiedelten, und
Dagebliebenen“ anzupacken, ist neu
und weist zugleich über die Folgen
der Vertreibung hinaus.

Das Kirchdorf Tollmingkehmen,
20 Kilometer von der Grenze zu Li-
tauen entfernt, wurde im 16. Jahr-
hundert gegründet. Größere Be-
kannhteit erlangte der kleine Ort
durch den von 1743 bis 1780 dort
tätigen Pfarrer Christian Doneleitis,
dem ersten klassischen Dichter in
litauischer Sprache. Über ein Jahr-
hundert später wurde Tolmingkeh-
men ein wichtiger Verkehrsknoten-
punkt. 1901 wurde die Linie
Stallupönen–Goldap eröffnet, 1907
die Linie Gumbinnen–Szittkeh-
men. Im Oktober 1944 beginnt je-
doch das Ende des deutsch-litau-
isch geprägten Ortes. Das Dorf wird
evakuiert. Russische Truppen be-
setzen das von Deutschen verlasse-
ne Dorf – „es ist der Anfang vom
Ende des alten Ostpreußen“, wie

der Beitrag bemerkt. Er geht Fragen
nach, „die bis heute im deutschen
Fernsehen nicht gestellt wurden“,
so die selbstkritische Ankündi-
gung. Als die Rote Armee Tollming-
kehmen einnimmt, will die politi-
sche Führung in Moskau das

nördliche Ostpreußen nie wieder
hergeben, beginnt umgehend, es zu
einem sowjetischen Musterland
umzubauen. Sofort wird das deut-
sche Eisenbahnnetz herausgerissen
und durch neue Schienen mit rus-
sischer Spurbreite ersetzt – die
Rominter Heide wird mit ihren
mächtigen alten Kiefern dabei fast
vernichtet. Nichts soll an deutsche
Tradition und Geschichte erinnern.
Ein beispielloses Experiment be-
ginnt, eine „tabula rasa“, mit neuen
Menschen, die die entvölkerte Ge-
gend besiedeln sollen. Tollming-
kehmen wird wie alle Orte umbe-
nannt; die Russen nennen es
„Tschistye Prudy“. 

Die Sowjetunion schickt bis Mitte
der 50er Jahre fast 190000 Neusied-

ler in die Region, darunter viele, de-
nen der Krieg Haus, Heimat und Fa-
milie genommen hat und die hier
neu anfangen wollen. Ganze Fami-
lien werden in der Sowjetunion an-
geworben, das neue Land im Westen
unter den Pflug zu nehmen. Der ost-

preußischen Kulturlandschaft wird
das sowjetische System übergestülpt
– kollektivierte Landwirtschaft,
Aussaat und Ernte nach Plan, ohne
Kenntnisse  der Klima- und Boden-
verhältnisse. Dabei geschehen fol-
genreiche Fehler – man pflügt bei-
spielsweise zu tief und zerschneidet
das für die Landwirtschaft Ostpreu-
ßens  unverzichtbare Drainagesy-
stem. Vieles wird zerstört, weil die
sowjetischen Neusiedler die hinter-
lassene kleinteilige Technik der
Deutschen nicht kennen, nicht be-
dienen und warten können. 

Die Dokumentation erzählt am
Schicksal eines Dorfes die Verwand-
lung des nördlichen Ostpreußens in
das Königsberger Gebiet. Ehemalige
Bewohner des deutschen Ortes Toll-

mingkehmen erinnern sich in dieser
ersten Folge der Dokumentationsrei-
he, wie es vor dem Krieg dort aussah,
und berichten, wie sie die ersten
Nachkriegsmonate unter sowjet-
ischer Besatzung erlebten, bevor sie
vertrieben wurden. Erstmals erzäh-
len russische Zeitzeugen von ihrer
Neuansiedlung in diesem ostpreußi-
schen Ort: Über ihre ersten Ein-
drücke, ihre Schwierigkeiten in den
ersten Hungerjahren mit der Land-
wirtschaft und der Versorgung. Und
nicht zuletzt über die systematische
Vernichtung deutscher Traditionen
und Wurzeln vor Ort. Und wie
schwer es war, hier eine neue Heimat
zu finden. Zahlreiche Dokumente aus
russischen Archiven, die teilweise auf
der Rückseite sogar in deutscher

Sprache be-
schrieben sind,
belegen minutiös
die entscheiden-
den Momente,
B ewe g g r ü n d e
und politischen
Maßnahmen der
Sowjetisierung
einer deutschen
Kulturlandschaft. 

Der zweite
Teil von „Als die
Deutschen weg

waren“ zu Groß Döbern in Schle-
sien wird Freitag, 7. Oktober, um
20.15 Uhr im WDR ausgestrahlt,
der dritte Teil zu Gablonz im Sude-
tenland am 14. Oktober um 20.15
Uhr (WDR). Zudem hat ein sieben-
köpfiges Team von deutschen, pol-
nischen, russischen und tschechi-
schen Autoren um die bei den
Ostpreußen schon durch zahlrei-
che Veröffentlichungen bekannte
Autorin Ulla Lachauer und den
Warschauer Historiker Wlodzi-
mierz Borodziej parallel zur Fern-
sehserie das Buch „Als die Deut-
schen weg waren“ (rowohlt, Berlin
2005, 320 Seiten, 19,90 Euro; zu
beziehen über den PMD, Telefon 0
40 / 41 40 08-27) verfaßt, das bis-
her unveröffentlichtes Material ent-
hält. SV

»Wir haben von alle dem nichts gewußt«
Fernsehreihe dokumentiert die Entwicklung dreier Orte, nachdem ihre deutschen Bewohner vertrieben worden waren

Dem Verfall preisgegeben: Das Gutshaus der Familie Rothes im ostpreußischen Tollmingkehmen Foto: rowohlt Buch zur Serie
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Mittags, wenn ihre Eltern
schliefen, ging Chrissi
meist zum Ufer hinunter

und setzte sich auf ein kleines Pla-
teau mitten in die scharfkantigen
Felsen, um die Natur zu beobach-
ten. Hier war die Landschaft herb
und lieblich zugleich. Zu Chrissis
Füßen hatte das Meer eine bade-
wannenartige Rinne ausgewa-
schen, auf deren Steine Muscheln
und Seeigel in schwarzen Klumpen
klebten. Oft zwängte sich aus einer
der Felsritzen ein großer orange-
farbener Seestern.

Seit einer halben Woche, jedes
Mal am Nachmittag, legte in Chris-
sis Nähe ein braungebrannter jun-
ger Mann mit seinem altersschwa-
chen Kahn am Ufer an, um zu
angeln. Er schenkt ihr keinen Blick,
obwohl ihm Chrissis Aufmerksam-
keit nicht entgan-
gen sein konnte.
Sie bewunderte
die Leichtigkeit
und Geschmeidig-
keit seiner Bewe-
gungen, wenn er
die Leinen einhol-
te und dabei me-
lodische Töne pfiff, obwohl er doch
nie etwas fing. In Gedanken nann-
te sie ihn Antonio.

Es war Markttag. Die Plaza im
Städtchen schien mit ihrem bunten
Treiben aus allen Nähten zu plat-
zen. Ein blankes Wohnmobil aus
Deutschland am Rande des Mark-
tes stach von den Kleinautos der
Einheimischen ab wie ein praller
Cheeseburger von mickerigen Kä-
setoasts.

Plötzliches Geschrei – Bewegung
unter den Leuten. Der Besitzer des
Wohnmobils hatte einen jungen
Mann beim Ärmel gefaßt und
schimpfte auf ihn ein: „Da montiert
doch dieser Kerl einfach meinen
400-Euro-Reifen ab! Aber nicht mit
mir, du Meisterdieb!“

Chrissi, die gerade an einem der
Stände einkaufte, atmete unwill-
kürlich auf, weil sich der verhin-
derte Dieb hatte losreißen und in

einem der winkeligen Gäßchen
verkrümeln können. Sie hatte in
ihm Antonio, den Angler, erkannt,
der immer so heiter pfiff. Ob seine
Familie wohl so arm war, daß er ei-
nen teuren Reservereifen stehlen
mußte? 

Wieder einmal hockte Chrissi am
Wasser, beinahe ungeduldig auf
das Kommen Antonios wartend.
Unter dem klaren Himmel glitten
Schönwetterwölkchen wie zerrupf-
te Wattebäusche dahin. Das Meer –
hier flaschengrün, dort stahlblau
schimmernd – rollte träge klat-
schend gegen die Felsen. Von den
Hügeln auf der anderen Seite der
Bucht grüßten in strahlendem
Weiß die Fassaden der Wohnhäus-
chen herüber, deren karottenrote
Dächer in Chrissis Augen wie platt
angedrückte Baskenmützen wirk-

ten, fest gesteckt
von den dunkel-
grünen Schmuck-
nadeln der Zy-
pressen.

Der Rücken des
Mädchens straffte
sich, denn über

das Meer kam der altersschwach
wirkende rote Kahn Antonios ge-
schaukelt. „Scheene Land Kroa-
tien, stimmt?“ Zum ersten Mal
sprach er Chrissi an, als er seinen
Kahn geschickt vor ihr vertäute.

„Armes Land, wo man teure Re-
servereifen stehlen muß!“ Chrissi
bereute ihre Entgegnung sofort.
Aber der Junge grinste nur. „Wollte
für Reifen gern kaufen Mofa, um zu
kommen schneller auf Arbeit.“ Der
Junge legte dem Mädchen eine
gelbliche Muschel in den Schoß,
sagte wie beschwichtigend: „Extra
gefunden für dir – von Marco.“

Er ließ sich wie selbstverständ-
lich neben dem Mädchen nieder,
fragte sie aus und begann auch von
sich zu erzählen. 

Chrissi erfuhr, daß er in der na-
hen Großstadt in einer Musik-
handlung eine Lehre absolviere. In
den Ferien arbeite er manchmal im

Hafen, um seinen Eltern nicht so
sehr auf der Tasche zu liegen.
Chrissi bekam immer größere Ach-
tung vor ihm, und als er ihr fehler-
los die Melodie einer deutschen
Operette vorpfiff, war sie restlos
von ihm begeistert. 

„Ich habe auf den Namen Anto-
nio getippt“, gestand sie ihm, „aber
Marco finde ich noch passender
für dich.“

„Nännen mir äben Marc-Anton“,
riet er ihr lachend, „so wie in Gä-
schichtsbuch.“

Erst als Marcos sehniger Körper
und sein Kahn mit dem Horizont
verschmolzen waren, vermißte
Chrissi ihren goldenen Armreifen,
ein Geschenk ihres Lieblingson-
kels. Marco hatte ihr beim Ab-
schied ein paar Mal kräftig die
Hand geschüttelt. Sie hatte diese
Geste für Zuneigung gehalten und
nicht für einen üblen Taschenspiel-
ertrick. Aber Menschen, die Auto-
reifen stahlen, machen erst recht
nicht halt vor kostbarem Schmuck.

„Ich heule ja gar nicht mal wegen
des Armbands“, sagte Chrissi
schniefend zu der Eidechse, die
starr wie eine grünschillernde An-
stecknadel zu ihren Füßen saß.
Aber der Eidechse schien das

gleich zu sein; sie verschwand ein-
fach in einer der unzähligen Fels-
spalten. Irgendwann würde sie
wieder hervorkommen, wußte
Chrissi. Bei Marc-Anton, dem Mei-
sterdieb, war das nicht zu erwar-
ten.

Über dem Wasser schimmerte
mittlerweile das unwirkliche rosa-
farbene Licht der sinkenden Son-
ne. Das Meer lag weich wie roter
Wackelpudding
da. Traurig beob-
achtete Chrissi die
Flugkünste der
Schwalben, die
wie tollkühne
Akrobaten am Seil
durch die Luft
sausten. Schade,
ihre schönen Erinnerungen wür-
den nun getrübt sein, überdeckt
durch dieses kleine bohrende Ge-
fühl der Enttäuschung.

Da war die Eidechse wieder! Ihr
schmaler gekrümmter Tierkörper
wirkte wie ein schillernder grüner
Reifen auf schwarzem Gestein.
Chrissi sprang auf. Sofort wollte sie
diesen Marco aus ihrem Gedächt-
nis streichen! Die netten und ehr-
lichen Leute waren eben dünn ge-
sät auf dieser Welt, und man
täuschte sich immer wieder in sei-
nen Mitmenschen.

Sie nahm die Muschel, das Ge-
schenk des Jungen, und warf sie in
hohem Bogen in die Wellen, als
entledige sie sich einer schmutzi-
gen Sache.

Ihre Eltern kamen ihr entgegen,
sie wollten sie sicher zum Abend-
brot holen. „Na, war es nicht zu
heiß da unten am Meer?“ Chrissis
Mutter blickte besorgt in das heiße
Gesicht ihrer Tochter. „Übrigens –

falls du deinen
Armreifen vermis-
sen solltest“, sie
deutete auf die
leere weiße Stelle
an Chrissis brau-
nem Handgelenk,
„wir haben ihn
eben vor unserer

Haustür gefunden. Der Verschluß
ist defekt.“

Chrissis Augen leuchteten auf.
„Aber – dann ist er ja rein gewa-
schen!“ sagte sie stockend. „Wie-
so?“ Ihre Mutter stutzte. „Er lag
doch im Dreck und nicht im Was-
ser.“ 

Chrissis Lachen klang locker, wie
befreit. „Ich bin ganz durcheinan-
der vor lauter Freude!“ – „Klar“,
stimmte ihr Vater zu, „an solch ei-
nem Schmuckstück hängt man
eben.“  

Ein Meisterdieb in
Sachen Liebe

Von Gabriele LINS

Südliche Idylle: Ein altersschwacher Kahn liegt am felsigen Strand. Foto: Osman

Der feuchte Morgennebel steigt
aus den Dünen empor und legt

sich wie ein Schleier auf die letzten
Blüten der Heckenrosen. Langsam
gehe ich den schmalen Weg zum
Meer hinunter und atme tief die kla-
re Seeluft ein. Es ist noch früh und
der Strand ist noch menschenleer.
Vereinzelt treffe ich einen Frühauf-
steher, der wie ich die letzten war-
men Tage an der Nordsee genießt.
Ich bücke mich und greife nach ei-
ner Muschel. 

Es wird nicht mehr lange dauern,
bis die ersten Herbststürme über
die Küste fegen, denke ich und be-
obachte eine Möwe, die am Himmel
einsam ihre Runden dreht. Vor mir
dümpelt ein morsches Holzboot im
Rhythmus der Wellen.

Einige Männer laden die letzten
bunten Strandkörbe auf einen An-
hänger. Es kehrt Ruhe ein an der
Küste. Der Herbst ist eingekehrt, die
Kinder müssen längst wieder zur
Schule gehen. Es bleibt nur die Er-
innerung an wunderschöne Ferien
am Meer. 

Ich wende mein Gesicht dem
Wind entgegen und spüre das Salz
auf meiner Haut. Meine Schuhe gra-

ben sich tief in den nassen Sand,
während ich allmählich den Strand
verlasse und auf die Promenade zu-
gehe.

Die Andenkenläden, wo man vor
einigen Wochen noch  bunte An-
sichtskarten und kleine Segelschiffe
aus Holz kaufen konnte, haben jetzt
ihre Türen verriegelt und die Fen-
sterläden geschlossen. Der frische
Seewind treibt den feinen Sand vom
Strand her in die Vorgärten, wo far-
benprächtige Astern und Dahlien
die letzten Sonnenstrahlen einfan-
gen.

In dem kleinen, gemütlichen Café
am Ende der Straße wird bereits
Glühwein und Teepunsch angebo-
ten. Gelangweilt poliert Antonio,
der italienische Kellner, das Besteck
und sieht mir aus dem Fenster ent-
gegen. Lächelnd nicke ich ihm zu,
lenke meine Schritte aber in Rich-
tung Hafen.

Ein Krabbenkutter, der von einer
großen Schar Möwen begleitet wird,
tuckert langsam durch die enge Ha-
feneinfahrt. Einige Urlauber warten
mit ihren Einkaufstaschen am Anle-
ger auf den frischen Fang der ver-
gangenen Nacht. Müde setze ich

mich auf die Bank, gleich neben der
Hafenmeisterei.

„Moin, moin.“ 

Der alte Jansen begrüßt mich
freundlich und setzt sich für einen
Moment zu mir.

Eine Zeitlang hängen wir beide
unseren Gedanken nach, während
wir dem Krabbenkutter beim Anle-
gen zusehen.

„Na, Urlaub vorbei?“

Jansen zieht an seiner Pfeife und
starrt aufs Meer hinaus.

Ich muß lachen, gesprächig sind
sie nicht, die Menschen hier an Kü-
ste. „Hm, morgen fahre ich nach
Hause.“

„So, so ...“

Ich lege ihm die Hand auf die
Schulter und stehe langsam auf.
„Tschüß denn ...“

Jansen zieht an der Pfeife und
nickt. Gesprächig sind sie wirklich
nicht, die Menschen hier an der Kü-

Geschäftsreisender zu sein, ein
schwieriges Ding! Überall heißt

es, Kontakte zu suchen, immer lä-
cheln, niemandem auf die Füße tre-
ten und so fort ... Niemand macht
sich eine Vorstellung davon, wie vie-
le Orte, Gutshöfe, Bahnhöfe, Wirt-
schaften, Gesichter und anderes
mehr man sich einzuprägen hat. Es
ist einfach zum Auswachsen!

Aber dann – nach wochenlanger,
ermüdender Geschäftstour – geht es
endlich heimwärts. In behaglicher
Stimmung schlendert man auf dem
Bahnsteig hin und her. Und plötzlich
wird man angesprochen, von einer
Dame, einer ansprechenden Erschei-
nung. Offensichtlich aus besseren
Kreisen. Natürlich lüftet man sofort
den Hut und inszeniert das verbind-
liche „Kundenlächeln“.

Diese „Dame aus den allerbesten
Kreisen“ kam mir allerdings bekannt
vor. Ich mußte ihr schon begegnet
sein. Aber wo? Wo nur? Im Fluge
hatte ich fast alle Orte meiner Ge-
schäftsreise gemustert, doch nichts!
„Wie geht es Ihnen, Herr Dotter-
weil?“ säuselt sie. „Danke, recht gut.
Und Ihnen? Alles wohl daheim?“ –
„Gott sei Dank, ja!“ – „Sie sind doch
Frau Nina, nicht wahr?“ – „Nein, Li-

na, Herr Dotterweil!“ Ein zweites Mal
darfst du dich nicht bei der Schönen
blamieren, geht es mir durch den
Sinn. So rede ich vom Wetter und an-
derem mehr.  Quietschend kommt
schließlich der Zug zum Halt. Als
Kavalier schleppe ich der Dame die
vier schweren Koffer bis ins Abteil.
Mit gnädigem Lächeln hat sie es er-
laubt. „Danke, Herr Dotterweil. Emp-
fehlung an Ihre Frau Gemahlin!“ Ihr
Zug fährt ab. Meiner etwas später.
Immer noch grüble ich über meine
Begegnung nach. Nirgends fand sich
ein Nagel, an den das Bild der Dame
gehörte.

Daheim angekommen, stiefle ich
die Treppe zur Wohnung hinauf.
Plötzlich bleibe ich betroffen stehen.
Das Treppengeländer gibt mir einen
Halt. Hell wird’s in meinem Kopf.
Aber mein Gesicht wird immer län-
ger und länger. Hier – auf dieser
Treppe – hatte ich die holde Schöne
zum letzten Mal gesehen. Wie
Schuppen fällt es mir von den Au-
gen: Die Lina war es, unsere Perle,
das Mädchen, die dreimal verflixte
Diebin, die mit dem Nerzmantel
meiner Frau durchgebrannt war!
Und ich war auch noch stolz darauf
gewesen, ihre Koffer schleppen zu
dürfen. 

Abschied von der Küste
Von Helga LICHER

Aus besten Kreisen 
Von Robert JUNG

Unablässig waren ihre
Gedanken bei dem 

hübschen jungen Mann

Die ehrlichen 
Menschen waren 
eben dünn gesät 

10_PAZ39  27.09.2005  8:59 Uhr  Seite 1    (Schwarz/Process Black Auszug)



11L E B E N S S T I L Folge 39– 1. Oktober 2005

Wie finden wir zurück zur Dankbarkeit?
Von einem Leben nach Gottes Gesetz von Saat und Ernte / Von Klaus PLORIN

Das bevorstehende Ernte-
dankfest erinnert uns wieder
einmal dran, daß Säen und

Ernten zu den elementarsten Le-
bensvollzügen gehören. Sei es im
ursprünglichen Sinn, wie Landwirte
und Gärtner arbeiten, oder auch
übertragen auf ganz andere „Felder“
täglichen Wirkens. Glücklich ist zu
schätzen, wer zumindest im Blu-
menkasten auf Fensterbrett oder
Balkon, besser noch im Garten oder
sogar auf Acker und Feld nach sei-
nem Säen das Wunder von Keimen,
Wachsen, Blühen, Reifen, Frucht-
bringen erleben kann oder schon
einmal erleben durfte. Derjenige
wird sich ein nahes Verhältnis zur
Natur und ein dankbares Staunen
über die Wunder der Schöpfung
Gottes bewahren können.

Leider sind durch Verstädterung
und mangelndes Interesse immer
mehr Menschen der Natur und ih-
ren Wundern entfremdet. Schon vor
Jahrzehnten mußte ich erleben, daß
Kinder aus der Großstadt nicht
wußten, was da unter dem Kartoffel-
kraut wuchs, geschweige denn, daß
sie die Getreidearten auf den Fel-
dern an ihren Ähren hätten unter-
scheiden können. Wer alles hat da
wohl versagt? Wie erfreulich für
Sinne und Seele sind doch Anblick
und Duft eines blühenden Gartens,
eines wogenden Kornfeldes oder ei-
nes gut bearbeiteten Kartoffelackers
– falls sie nicht zu sehr nach Kunst-
dünger riechen. Doch wie traurig, ja
bedrückend wirken versteppte, öde
Brachflächen wie im heutigen Ost-
preußen. Das frühere Überschußge-
biet an landwirtschaftlichen Pro-
dukten ist zum Importland für
Lebensmittel geworden.

Aber auch in Deutschland nimmt
die Fläche landwirtschaftlich ge-
nutzten Bodens immer mehr ab.
Frühere Weiden und Ackerflächen
werden aufgeforstet, für neue Be-

bauung und Straßen verwendet
oder auch zu Golfplätzen umgestal-
tet. Werden wir uns eines Tages
überwiegend von Einfuhrprodukten
ernähren müssen, deren Herkunft
undurchschaubar ist und deren wei-
te Transportwege unsere Straßen
noch mehr belasten und die Luft
stärker verpesten? Wahrscheinlich
haben wir uns in den letzten Jahr-
zehnten an das Überangebot von
Lebensmitteln in unseren Super-
märkten schon sehr gewöhnt, daß
wir es für selbstverständlich halten
und nur noch gedankenlos hinneh-
men, jedoch tiefere Zusammenhän-
ge nicht mehr wahrnehmen.

Wie finden wir zurück zur Dank-
barkeit für jede schmackhafte Mahl-
zeit und jedes köstliche Getränk?
Wie zurück zum persönlichen und
familiären Tischgebet, das, zumin-
dest äußerlich, leider fast ver-
schwunden ist? Hilft uns Älteren
vielleicht die Erinnerung an durch-
littene Hungerzeiten nach dem
Krieg? Mahnt uns der Hunger in
vielen Teilen der Welt, für unsere
Nahrung dankbar zu sein? Zu den
genannten betrüblichen Entwick-
lungen gibt es aber auch erfreuliche
Gegenbewegungen. Da sind Bemü-
hungen um erzeugernahen Direkt-
verkauf auf Bauernhöfen, auf Märk-
ten und an Straßen. Ferien auf dem
Bauernhof werden bei Familien im-
mer beliebter und bringen etwas
Einblick in die Landwirtschaft.
Auch die wachsenden Teilnehmer-
zahlen bei Gottesdiensten zum Ern-
tedankfest lassen hoffen, daß sowohl
Arbeit, Fleiß und Geschick von
Landwirten wieder mehr geschätzt
werden, als auch Gott als Schöpfer
hinter all den Wundern von Saat
und Ernte anerkannt und dankbarer
gewürdigt wird.

So sollten wir Ernte-Dank feiern
als unsern Dank für alles, was unser
Leben ernährt, trägt, speist, stärkt,

reich und lebens-
wert macht. Für
alle „Lebens-
mittel“, die unser
Leben ermög-
lichen, die uns,
trotz schlechter
Konjunktur, auch
in diesem Jahr
zur Verfügung
standen. Unser
Danken kann und
darf sich aber
nicht auf litur-
g i s c h - g o t t e s -
d i e n s t l i c h e s
Feiern, Beten und
Singen und viel-
leicht auf eine
großzügige Kol-
lekte beschrän-
ken. Danken soll-
te uns doch auch
zum Nachdenken
über soziale und
politische Zu-
sa m m e n h ä n g e
führen. Ange-
sichts der Nähe des Erntedankfestes
zum „Tag der Deutschen Einheit“
und zwei Wochen nach der Bundes-
tagswahl, wenn mit der Regierungs-
bildung auch über die Zukunft un-
serer sozialen Marktwirtschaft
entschieden wird, bekommt der of-
fizielle Predigttext besondere Aktu-
alität. Da heißt es unter anderem:

„Wenn du in deiner Mitte nie-
mand unterdrückst und nicht
schlecht über ihn redest, sondern
den Hungrigen dein Herz finden
läßt und den Notleidenden sättigst,
dann wird dein Licht in der Finster-
nis aufgehen ...“ (Jesaja 58, 9b – 10).

Die in unseren aktuellen Krisen
„zu kurz Gekommenen“ und die
nach Gerechtigkeit Hungernden
„unser Herz“, also unser Verständ-
nis und unsere Hilfe finden zu las-
sen, ist in unserer anonymisierten

Gesellschaft nicht einfach. Not wird
oft schamhaft verschwiegen, bleibt
unserem Blick meist verborgen.
Doch an städtischen „Tafeln“, die
Notleidende mit gespendeten Le-
bensmitteln versorgen, wächst die
Zahl der anerkannt Bedürftigen. Ne-
ben den sozialen, diakonischen und
karitativen Organisationen, die wir
mit Spenden unterstützen können,
ist besonders die Sozialpolitik von
der neuen Armut herausgefordert.

Anders als den alttestamentlichen
Propheten, der nur auf die Men-
schen „in deiner Mitte“ hinweist, ge-
hen uns Christen auch Menschen in
der Ferne etwas an. Viele der
Flüchtlinge und Vertriebenen aus
den Ostgebieten kümmern sich seit
Jahrzehnten um Notleidende in der
Heimat. Die Sach- und Geldspenden
wie der persönliche Kontakt zu Ein-
zelnen, Familien, Kindergärten,

Schulen, Krankenhäusern und
Kirchgemeinden haben auf beiden
Seiten viele Herzen sich öffnen und
finden und manches Licht in Dun-
kelheiten aufleuchten lassen. Zu-
gleich ist das ein von Herzen kom-
mender, praktischer und Gott
wohlgefälliger Dank für die Ernten,
die wir nach dem Krieg im Westen
nach harter Arbeit unter Gottes Se-
gen einbringen durften. – Gott, wir
danken dir!

Und was wir hier bei uns oder in
der Heimat oder anderswo an Hilfe
und Liebe verschenken, steht eben-
so wieder unter dem von Gott ge-
schaffenen Gesetz von Saat und
Ernte. Es ist nicht verschwendet,
sondern wird Frucht tragen bei den
Menschen, denen wir helfen, wie
auch bei uns selbst, jetzt schon teil-
weise und endgültig in Gottes kom-
mendem Reich. 

Junge im Maisfeld: Freude am Ernten Foto: vario-press

Er verlangte das Unmögliche
Vor 100 Jahren wurde der schlesische Regisseur Liebeneiner geboren

Der Regisseur Wolfgang Lie-
beneiner hätte am 6. Ok-
tober seinen 100. Geburts-

tag begehen können. Zu ihm paßte
der so oft zitierte Slogan: bekannt
von Bühne, Film, Funk und Fernse-
hen. Der Meister des Unterhal-
tungsfilms („Die Trapp-Familie“ /
1956, „Die Trapp-Familie in Ameri-
ka“, „Wenn süß das Mondlicht auf
den Hügeln schläft“ / 1970) wurde
1905 im schlesischen Liebau als
Sohn eines Leinewebereibesitzers
geboren. Große Erfolge konnte er
in den 30er Jahren mit den Heinz-
Rühmann-Filmen „Der Mustergat-
te“ (1937) und „Der Florentiner
Hut“ (1939) verzeichnen. Wolfgang
Liebeneiners feine Regiehand sorg-
te dafür, daß diese Filme  allen
Schwankexzessen zum Trotz nie
zur Klamotte ausarteten. 

Der spätere künstlerische Leiter
der Filmakademie Babelsberg und
Produktionschef der Ufa begann
als Schauspieler bei Falkenbergs
Münchner Kammerspielen. 1928
debütierte Liebeneiner dort in der
Rolle des „Melchior“ in Wedekinds
„Frühlings Erwachen“. Diesem En-
semble gehörte der Schlesier bis
1932 an. Dann gelang ihm der gro-
ße Sprung nach Berlin zu Max
Reinhardt und Gustaf Gründgens.
Abwechselnd wirkte er nun als
Schauspieler und Regisseur. 

Seinem Debütfilm als Regisseur
„Versprich mir nichts“ (1937) mit
Luise Ullrich, Heinrich George und
Viktor de Kowa folgten weitere
Streifen wie zum Beispiel „Du und
ich“, „Großstadtmelodie“, „Liebe

47“, „Das tanzende
Herz“, „Schweijks
Flegeljahre“, „Arzt
ohne Examen“ und
der umstrittene Film
„Ich klage an“ aus
dem Jahre 1941. 

Nach seiner Schei-
dung von der Schau-
spielerin Ruth Hell-
berg heiratete er 1944
die Schauspielerin
Hilde Krahl. Beider
Tochter, Johanna Lie-
beneiner, wurde
ebenfalls Schauspie-
lerin und ist in Rollen
beim Fernsehen und
auf der Bühne erfolg-
reich. 

Liebeneiner, der
Germanistik, Philo-
sophie und Theolo-
gie studiert hatte, sah
die wesentliche Auf-
gabe des Regisseurs
darin, mit Menschen
umgehen zu können.
„Er muß stets das
Unmögliche von ih-
nen verlangen, um
das Mögliche zu er-
reichen.“ Ob ernst,
ob heiter, märchen-
haft, kriminell oder musikalisch –
jeder Stoff interessierte ihn. Man
muß Liebeneiner bescheinigen,
daß es ihm bei seinen Regieleistun-
gen, vor allem für das Wiener
Volkstheater, die Hamburger Kam-
merspiele und das Wiener Theater
in der Josefstadt, immer gelungen

ist, die äußerste Grenze des Mög-
lichen bei der Gestaltung erreicht
zu haben.

Wolfgang Liebeneiner starb am
28. November 1987 in Wien. Seine
Beisetzung erfolgte in Sievering bei
Wien. kai-press

Wolfgang Liebeneiner: Der Regisseur verfilmte er-
folgreich den Roman von Eric Malpass „Wenn süß
das Mondlicht auf den Hügeln schläft“. Das Foto
zeigt ihn mit Irina von Bentheim und Archibald Eser.

Foto: Constantin / Archiv kai-press

Geehrt
Straße für Ostpreußen

Experten
Kunst gehört zum Leben

Wenn heute Straßen umbenannt
werden oder eine neue Straße

einen Namen erhält, dann kann  man
mit hoher  Wahrscheinlichkeit davon
ausgehen, daß irgendeinem linken
Agitator oder Revoluzzer die Ehre
widerfahren
wird, als Na-
mensgeber zu
fungieren. Im
s c h l e s w i g -
h o l s t e i n i -
schen  Neu-
münster aber
gehen die Uh-
ren noch
(oder wie-
der?) anders.
Dort haben
die Stadtväter
beschlossen,
eine Straße
nach dem ostpreußischen Bildhauer
Georg Fuhg (1898–1976) zu benen-
nen. Der Träger des ostpreußischen
Kulturpreises hat nach der Vertrei-
bung lange Jahre in Neumünster ge-
lebt und gearbeitet. Viele seiner Wer-
ke sind noch heute dort zu finden,
wie etwa eine Kant-Büste im Imma-
nuel-Kant-Gymnasium oder eine Rü-
bezahl-Statue  vor der Böcklerschule
am Rübezahlweg.

Die Georg-Fuhg-Straße findet sich
im Gewerbegebiet „LOG-IN techno-
logiepark“ direkt neben dem erfolg-
reich etablierten Technologie- und
Gründerzentrum. Auf der ehemali-
gen Konversionsfläche, so die Stadt-
väter, sollen in erster Linie Unter-
nehmen aus den Bereichen 
Informations- und Kommunikations-
technologie, Medien, Bio- und Medi-
zintechnologie sowie Umwelttechno-
logie angesiedelt werden. man

Sehen Sie hier die kraftvolle Dy-
namik ... einzigartig, wie der

Künstler mit nur einem Strich das
Bild zum Leben erweckt ...“  – „Und
hier die transzendentale Mystik –
kaum zu glauben, daß eine einizige
blaue Fläche so viel Ausstrahlung
ausüben kann ...“ – Professoren un-
ter sich? Ein Rückblick auf die erste
„documenta“ vor 50 Jahren? Keines-
wegs. Diese Gesprächsfetzen kann
man heute als unbedarfter Laie,
dem Kunst Vergnügen bereitet, im-
mer wieder einmal erlauschen. Ver-
nissagen sind ein begehrtes Pflaster
für diese selbsternannten Fachleute.
Und man trifft sie überall, schließ-
lich sind Ausstellungen geradezu
„in“, gehören zum modernen Le-
bensbild. Wer nicht dabei gewesen
ist, hat etwas verpaßt im Leben.
Wenn dann noch ein junger, hoff-
nungsvoller Künstler sein Erstlings-
werk zeigen darf, dann treffen sich
alle – Freunde und Bekannte des
Glücklichen natürlich, auch Kunst-
liebhaber und -kenner und viele, die
einfach dabei sein müssen, weil
„Kunst“ eben dazu gehört.

Kaum einer wird sich als soge-
nannter „Banause“ einstufen lassen
wollen und so redet er mit ...
Schlagworte sind überall aufzu-
schnappen. Mancher einen dieser
„Experten“ trifft man dann auch in
fast jeder Galerie. Und je nach
Kunstrichtung wechseln sie dann
ihre Parolen. Einer, der gestern noch
unumwunden die Abstrakten zu sei-
nen Favoriten zählte, schwärmt nun
ausschließlich von den Naiven. Ein
möglicher Gesinnungswandel?
Oder vielleicht nur die Marotte,
nicht als Außenseiter gelten zu müs-
sen? SiS

Georg Fuhg
Foto: privat
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SUPER-ABOPRÄMIE!
DVD-Player und
Dokumentarfilm über
Ostpreußen auf DVD

Als Dankeschön für Ihr Abo, die
Vermittlung oder das Verschenken
eines Jahresabos erhalten Sie als
Prämie diese zwei wertvollen
Geschenke!

Verschenken Sie ein
Jahresabo der Preußischen
Allgemeinen Zeitung
oder abonnieren Sie selbst.

■  Ich abonniere selbst
■  Ich verschenke ein Abonnement
■  Ich werbe einen Abonnenten
Das Abo erhält:

Name/Vorname:

Straße/ Nr.:

PLZ/Ort:

Telefon:

Das Abo hat geworben/verschenkt:

Name/Vorname:

Straße/Nr.:

PLZ/Ort:

Telefon:

Zahlungsart: ■  per Rechnung    ■  per Bankeinzug
jährlich EUR 90,60. Gültig ist der jeweils aktuelle Bezugspreis.
Ihre Abobestellung gilt für mindestens 1 Jahr

Kontonummer:

Bankleitzahl:

bei:

Datum, Unterschrift des Kontoinhabers

Widerrufsgarantie: Diese Bestellung kann innerhalb von 7 Tagen ab
Bestellung schriftlich bei der Preußischen Allgemeinen
Zeitung/Ostpreußenblatt – Vertrieb, Parkallee 84/86, 
20144 Hamburg, widerrufen werden. 
Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung.

Datum/2. Unterschrift

Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Außerdem werden Sie mit dieser Bestellung förderndes Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen e.V. 
Für bestehende oder eigene Abonnements oder Kurzzeitabos (unter 12 Monaten) wird keine Prämie gewährt. Prämienauslieferung solange Vorrat 
reicht. Lieferung nur innerhalb Deutschlands.

Dokumentarfilm 
auf DVD 
Eigentlich 
sind wir (auch) von hier
Ein Film von 
Margit Eschenbach
Den Spuren ihrer Familie 
folgend, begegnet die
Filmemacherin Menschen 
und Landschaften und findet
Narben, die Flucht und
Vertreibung hinterlassen haben. 

YAKUMO DVD-Player DVD Master DX4,
spielt auch jede Musik-CD
Schneller Bildsuchlauf vorwärts/rückwärts · Titel-/Kapitelsprung (Skip)
Direkte Titelanwahl mit10er-Tastatur · Standbild, Einzelbild Wiedergabe,
Zeitlupe vorwärts und rückwärts · Quick Replay, Wiederhol
Betriebsart(Repeat), Titelspeicher, Stop, Zeit-/Titel-/Kapitel-Suche
Mute (Stummschaltung) · Repeat A-B (Szenenwiederholung)
Einzel-und Alles-Wiederholung · Random Play/Program Play

Eigentlich 

sind wir (auch) 

von hier

Ein Film von Margit Eschenbach

Einfach absenden an:
Preußische 

Allgemeine Zeitung
Parkallee 84/86 · 20144 Hamburg

oder am schnellsten per 

SERVICE-TELEFON bestellen.
Telefon: 040/41 40 08 42

Fax: 040/41 40 08 51
www.preussische-allgemeine.de

SUPER-ABOPRÄMIE!
DVD-Player und
Dokumentarfilm über
Ostpreußen auf DVD

CDU hätte endlich Farbe bekennen können

Betr.: „Meilensteine gesetzt“ und „Gegen
die Schickeria“ (Folge 36)

Die beiden Artikel über unsere Ausstel-
lung beziehungsweise über die Berliner Se-
cession stehen sich ja nun wahrlich kom-
plementär gegenüber. 

Es ist sehr schön und verdienstvoll, daß
Sie das Augenmerk Ihrer Leser auch auf die
lange so sträflich vernachlässigte deutsche
Kunst um 1900 lenken. 

Üblicherweise dreht sich das Feuilleton ja
immer nur wie eine Katze, die ihrem eige-
nen Schwanz hinterherjagt, um dieselben
Namen (Liebermann, Ury ...), so daß man

den Eindruck bekommen könnte, als hätte
es keine anderen Maler gegeben, die eben-
falls Gutes und Bleibendes geschaffen ha-
ben. 

Da wir in Deutschland aber generell so
unsere Probleme mit der uns eigenen (vor
allem jüngeren) Geschichte haben, wird
vieles pauschal abgetan und mit der üb-
lichen Verschweigungsstrategie bedacht –
obgleich es nun wahrlich keine Gründe
dafür gibt. Nun, ich wollte Sie nicht mit
kultur-philosophischen Gedanken lang-
weilen, sondern nur mein herzliches Dan-
keschön zum Ausdruck bringen. 

Dr. Wieland Barthelmess,
Berlin

Betr. „Erste Vorbereitungen für 200-Jahrfeier“ (Fol-
ge 33)

Das Herrenhaus Groß Kindschen im Kreis Tilsit-
Ragnit, eine zweistöckige mächtige Anlage mit gro-
ßen Achsen unter großem Halbwalmdach, wurde
von Napoleon für sein Hauptquartier in Beschlag
genommen. (Vgl. v. Lorck: Landschlösser und Guts-
häuser in Ost- und Westpreußen.) Das Haus ist heu-
te stark verfallen, der Ort wurde in Iskra umbe-
nannt. Hans Toppius, Frechen

Betr.: „Die Natur hat schon immer geklont“
(Folge 36)

Bis vor einer Milliarde Jahren mag das ge-
stimmt haben, nur mit der Einschränkung,
daß es bis dahin keine Evolution gab, daß es
nicht über Einzeller hinausging, weil die
Vermehrung eben nur in Zellteilungen be-
stand, also im Klonen, was nur völlig iden-
tische Lebewesen hervorbrachte. Bei Klima-
wechsel oder neuen (mutierten) Viren
brach dann die gesamte Lebensform zusam-
men, eben weil alle genetisch identisch (ge-
klont) waren. 

Da es nicht die geringste Andersartigkeit
gab, konnte hier nichts evolutionieren. Dann
entstand die Mutation, die erst die Evolution

hervorbrachte: Es entstand der Sex oder der
Genmix. Bald schon waren alle Lebensfor-
men davon abhängig. Erst durch Verschmel-
zung der DNA zweier Individuen der glei-
chen Art waren winzige genetische Unter-
schiede unter allen Individuen der gleichen
Art möglich. 

Es gab keine völlige („geklonte“) Identität
mehr. Jetzt blieben bei den immer wieder
auftretenen Katastrophen eine kleine Anzahl
leben, weil die Individuen nicht identisch
waren. Alle anderen starben, aber die kleine
Anzahl der durch Genmix zufällig resistenter
Überlebender genügte für eine neue (winzig
abgewandelte) Art. Ein gewaltiger Schritt in
der Evolution. Hans-Joachim Bellin, 

Ratingen-Hösel

Von den zahlreichen an uns ge-
richteten Leserbriefen können wir
nur wenige, und diese oft nur in
sinnwahrend gekürzten Auszü-
gen, veröffentlichen. Die Leser-
briefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der Meinung der Redaktion zu
decken braucht. Anonyme oder
anonym bleiben wollende Zu-
schriften werden nicht berück-
sichtigt.

Mit Beschlag belegt

Mit den Mehrzellern hörte das Klonen auf

Zu viele eigene Haßprediger
Betr.: „Opfer der linken ,Tugend-
wächter‘“ (Folge 36)

Arbeit, Familie, Vaterland ließen
Deutschlands Tugendwächter erzit-
tern. Bundestagspräsident Thierse,
der Zentralratsvorsitzende Spiegel,
Frau Laurien von der CDU neben
vielen anderen und natürlich auch
nach links tendierende Gazetten wie
der Berliner „Tagesspiegel“ verloren
die Fassung und stürzten sich auf ei-
nen Abgeordneten der sächsischen

CDU, der es gewagt hatte, diese Be-
griffe nebeneinander zu stellen und
zu nennen. Nun sie stürzten sich
zwar, aber es brachte ihnen nichts.
Noch gibt es in der Republik Bürger
wie den Journalisten Konrad Adam
(„Die Welt“) und CDU-Politiker wie
Biedenkopf und Milbradt, die es
nicht zulassen wollen, daß wir von
Begriffen, Inhalten oder Problemen
lassen sollen, weil sie auch von
Nicht-Demokraten verwendet wor-
den sind oder verwendet werden. 

Der CDU der Frau Merkel, die
sich bislang vor einer Diskussion
um Vaterland, Nationalstaat und
den Bestand unseres deutschen
Volkes herumgedrückt hat, hätte
der „Fall Nitzsche“ Anlaß sein kön-
nen, endlich einmal Farbe zu be-
kennen und den Deutschen zu sa-
gen, wie die CDU unsere deutsche
Zukunft sieht und was sie für sie
tun will.

Franz Pürkel, 
Lingen

Betr.: „Erzbischof gegen Vertriebe-
nenzentrum“ (Folge 33)

Im Gegensatz zu den Hoffnungen
des Bundes der Vertriebenen auf die
Zustimmung von Kardinal Sterzinsky
zur Nutzung der Berliner Michaelis-
kirche als Vertriebenenzentrum bin
ich überzeugt, daß die Katholische
Kirche nie die Zustimmung zu einem
Vertriebenenzentrum geben wird. 

Hugenotten und Salzburger Prote-
stanten, die nach ihrer Vertreibung
durch die Katholische Kirche sich in
Preußen und vielen anderen Teilen
Deutschland ansiedeln konnten, sind
ein Zeugnis des Machtwillens der
Katholischen Kirche in der Zeit der
Gegenreformation. Dies ist leider
nicht abgeschlossene Vergangenheit.
Auch im 20. Jahrhundert war die Ka-
tholische Kirche aktiv an den Ver-
treibungen beteiligt. In den Jahren
zwischen dem Ersten und dem Zwei-
ten Weltkrieg und in der Vertrei-
bungszeit nach 1945 hielten katholi-
sche Geistliche in Polen Haß-
predigten gegen die Deutschen und
förderten so polnische Übergriffe.
Meine Tante erzählte aus Breslau,

daß diese Haßprediger ihre Gläubi-
gen so aufhetzten, daß sie in die
Wohnungen der Deutschen stürmten
und dort prügelten, zerstörten und
raubten. Diese Priester gingen sogar
so weit, daß sie vorab die Absolution
erteilten für alle in diesem Zu-
sammenhang begangenen Sünden.
Auch die Rolle Kardinal Hlonds und
Bischof Adamskis ist unrühmlich.
Sie duldeten nicht nur diese Über-
griffe, sondern forderten dazu auf
unter dem Motto „Die Vertreibung
der Deutschen (Häretiker) ist ein
gottgefälliges Werk“. Kardinal Hlond
wies die deutschen Bischöfe persön-
lich aus ihren Diözesen und log ih-
nen vor, daß der Papst dies angeord-
net habe. Auch die deutschen
Priester wurden aus ihren Gemein-
den vertrieben, um den noch vor-
handenen Deutschen jeglichen geist-
lichen Beistand zu nehmen. Solange
die Katholische Kirche befürchten
muß, daß ihre Rolle bei den Vertrei-
bungen des 20. Jahrhunderts in ei-
nem „Zentrum gegen Vertreibung“
öffentlich dargestellt wird, kann sie
nicht – gleich an welcher Stelle – ein
solches Zentrum befürworten. 

Dorothea Alexander, Simmern

Betr.: „Geschätzt, gefördert – ge-
scheitert?“ (Folge 38)

Angela Merkel hat die CDU/CSU
an den Rand der Malsteine der Ge-
schichte geführt. Wie konnte es da-
zu kommen? Im Vorfeld des Wahl-
kampfes hat sie in ihrer Umgebung
bereits ein personelles Desaster an-
gerichtet. Sie hat mit eiskalter Be-
rechnung all die eliminiert, die sich
neben ihr hätten profilieren können. 

Als es plötzlich in den von Schrö-
der ausgelösten Wahlkampf ging,

benötigte sie eine viel zu lange Zeit,
ein akzeptables Programm ihrer po-
litischen Vorstellungen zusammen-
zustellen. Was jedoch zu einem Tri-
umph über die politischen Gegner
werden sollte, wurde zum Flop. Das
„Kompetenzteam“ konnte personell
wie mit seinen politischen Aussa-
gen nicht überzeugen. 

Was wie eine Bombe einschlagen
sollte, wurde schier infantile und im
Vergleich mit dem politischen Geg-
ner völlig mißverständlich vorgetra-
gen. Die angebliche Seriosität und

Offenheit sollte die aufrüttelnde
Wirkung einer „Blut- und Tränenre-
de“ erfüllen. Wenn es hätte eine
Steuererhöhung geben müssen,
dann mußten die Wähler von der
Richtigkeit dieser Maßnahme über-
zeugt werden. Die von ihr vorgege-
bene Ehrlichkeit weckte höchstes
Mißtrauen.

Ihre Vorträge auf Veranstaltungen
und bei Fernsehauftritten gerieten
einfallslos stereotyp zu technokrati-
schen Scheinargumenten. Sie hatte
weder Herz noch Verstand, die

Menschen auf ihrem Weg mitzuneh-
men, ihnen eine Vision zu vermit-
teln, warum sie den Spuk der sozia-
len Gerechtigkeit hätten aufgeben
müssen. Sie hatte nie die Worte ge-
funden, die die 68er Beliebigkeiten
hätten überwinden können.

Ihr Ehrgeiz, die erste Kanzlerin
der Bundesrepublik zu werden,
reichte allein nicht aus. Sie hatte
nicht das mitreißende Charisma ei-
ner „eisernen Lady“. Die Bayern
quittierten ihre Ambitionen mit ei-
nem gewaltigen Stimmenverlust.

Mit dem Fall Hohmann hatte sie
ihren fragwürdigen Charakter offen-
bart. Das Erschrecken darüber klang
weit durch die Republik. Mit der fal-
schen Zweitstimmenkampagne,
dem bischöflichen Negativvotum
konnte sein Gegner gewinnen. 

Hatte Hohmann doch bis zuletzt
für eine CDU gekämpft, die längst
nicht mehr die seine war. Diejeni-
gen, die statt ihm Herrn Brand sie-
gen ließen, sind für das Wahldeba-
kel in Berlin verantwortlich. 

Herbert Gassen, Bruchköbel

Wie eine Katze, die ihren Schwanz jagt

Dank PAZ ein historisches Bewußtsein erlangt
Betr.: „Denk ich an Deutschland“
(Folge 33)

Seit einigen Monaten lese ich mit
großem Interesse die PAZ. Auf-
merksam wurde ich durch einen
meiner ehemaligen Hochschulleh-
rer an der Universität Oldenburg auf
die PAZ. Von Zeit zu Zeit übergab er
mir zwei bis drei Exemplare. Heute
bin ich dankbarer Abonnent. 

Meine Dankbarkeit gründet sich
auf die wertorientierte Berichter-

stattung sowie auf die Geschichtsbe-
zogenheit zahlreicher Artikel. Als
einer vom „Jahrgang 49“, der in Cel-
le geboren wurde, kam die Ge-
schichte der Vertriebenen aus Ost-
deutschland im Schulunterricht fast
gar nicht vor. Durch die PAZ bekam
ich ein Bewußtsein für historische
Vorgänge, die mir bis dahin vorent-
halten worden sind. Heute weiß ich,
daß dies eine Folge „politischer Ge-
schichtsschreibung“ gewesen ist, die
im übrigen auch heute noch vor-
kommt. Was die Wertorientierung

betrifft, gehe ich davon aus, daß die
angesprochenen Werte aus der
abendländisch, christlichen Geistes-
geschichte entstanden sind, und in
Zeiten der preußischen Geschichte
teil- und zeitweise angewandt wur-
den, allerdings dort nicht ihren Ur-
sprung gehabt haben. Ich hoffe und
wünsche mir, daß die PAZ auch zu-
künftig diese Werte „hochhält“ und
als unabdingbar für eine gedeihli-
che Zukunft beim Namen nennt.  

Herbert Hedderich, 
Oldenburg

Merkel hat nicht die Worte gefunden, um die Beliebigkeiten der 68er zu überwinden
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